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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt einen Koor- 
dinator für Menschenrechtsfragen benannt hat, 
und wenn ja, welche Aufgaben nimmt er im ein- 
zelnen wahr? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 25. Mai 1993 


Der Bundesminister des Auswärtigen hat in der Tat bereits mit Erlaß vom 
7. September 1982 einen Koordinator für Menschenrechtsfragen benannt 
und hiermit den Leiter der Unterabteilung Vereinte Nationen beauftragt. 

Zweck der Koordinierung ist es, einen zusammenfassenden Überblick 
über die Tätigkeit in diesem Bereich sicherzustellen, die konzeptionell 
und methodisch einheitliche Behandlung von Menschenrechtsfragen zu 
gewährleisten sowie die internationalen Kontakte im Menschenrechtsbe- 
reich, z. B. mit den entsprechenden Instanzen in den Außenministerien 
anderer Staaten, wahrzunehmen. 


2. Abgeordnete 

Dr. Ursula 
Fischer 

(PDS/Linke Liste) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die aktuelle 
Lage an der iranisch-irakischen Grenze ange- 
sichts der Tatsache, daß Anfang Mai dieses Jah- 
res die Hilfsorganisation MEDICO INTERNA- 
TIONAL aus Irakisch Kurdistan darüber infor- 
mierte, daß es wiederholt zum Beschuß von Dör- 
fern in der irakisch-iranischen Grenzregion durch 
die iranische Armee gekommen ist, und daß ira- 
nisch-kurdische Flüchtlinge Deportationen kur- 
discher Familien aus dem sogenannten Sicher- 
heitsstreifen entlang der irakischen Grenze be- 
stätigen und der Aufmarsch der iranischen Ar- 
mee entlang der Grenze zum Irak anhält? 


3. Abgeordnete 

Dr. Ursula 
Fischer 

(PDS/Linke Liste) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf 
angesichts dieser Situation, wenn ja, welche Akti- 
vitäten hat sie unternommen bzw. gedenkt sie zu 
unternehmen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 25. Mai 1993 


Der Bundesregierung sind Meldungen bekannt, daß es wiederholt zum 
Beschuß kurdischer Dörfer in Nordirak durch die iranische Armee gekom- 
men sein soll; sie geht diesen Meldungen im Benehmen mit den europäi- 
schen Partnern nach und wird mit ihnen über eine eventuelle gemeinsame 
Reaktion entscheiden. 
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Warum ist der Notenwechsel vom 27728. Sep- 
tember 1990, der die deutsch-polnische Ver- 
mögensfrage im Zusammenhang mit dem Zwei- 
plus- Vier- Vertrag und dem Gemeinsamen Brief 
erledigt hat, nicht dem Deutschen Bundestag zur 
Beschlußfassung vorgelegt worden, nachdem 
gerade dieser Notenwechsel bewirkt hat, daß die 
Bestimmungen des Überleitungsvertrages im 
VI. Teil Artikel 3 Abs. 1 und 3 auf Dauer in Kraft 
bleiben und damit der Einwendungs verzieht und 
die Rechtswegpräklusion gegenüber Polen, die in 
den Jahren 1974/75 vom Bundesministerium der 
Justiz „als die v^chtigste Schranke der recht- 
lichen Möglichkeiten der Bundesregierung beim 
Schutz der Rechte der Vertriebenen" dargestellt 
wurden, womöglich endgültig und auf Dauer be- 
stehen bleiben? 

Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 19. Mai 1993 

Entgegen der in Ihrer Anfrage aufgestellten Behauptung hat sich die 
„deutsch-polnische Vermögensfrage" nicht erledigt. In Nummer 5 des 
Briefwechsels zum Vertrag vom 17. Juni 1991 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Polen über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit wird die Regelung der Vermögens- 
frage vielmehr ausdrücklich offengehalten. 

Eine solche Feststellung konnte in einem internationalen Vertrag im Jahr 
1991 nur getroffen werden, weil die von Ihnen zitierten Dokumente (Zwei- 
plus- Vier- Vertrag, Gemeinsamer Brief- und Notenwechsel vom 27. /28. 
September 1990) keine Regelung der deutsch-polnischen Vermögens- 
frage enthalten. Der von Ihnen zitierte Notenwechsel vom 27./28. Septem- 
ber 1990 beschränkt sich vielmehr darauf, die vom Deutschen Bundestag 
mit Gesetz vom 24. März 1955 (BGBL 1955 II S. 213) in innerstaatliches 
Recht transformierten, für Deutschland belastenden Vorschriften des Ver- 
trages zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen aufzu- 
heben; bei einigen wenigen Bestimmungen waren die Vertragspartner 
Frankreich, Großbritannien und die USA zum Schutze ihrer eigenen 
Interessen zu einer Streichung nicht bereit. In keinem Fall hat der Noten- 
wechsel neue Verpflichtungen begründet - weder im Verhältnis zu den 
drei Vertragspartnern noch gegenüber dritten Staaten. Er hatte somit 
keine konstitutive Wirkung. 


4. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


5. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestäti- 
gen, nach denen iranische Truppen auf irakisches 
Gebiet vorgedrungen sind und kurdische Lager 
im Norden Iraks angegriffen haben, und wenn ja, 
welche außenpolitischen Konsequenzen wird sie 
daraus ableiten? 


6. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestäti- 
gen, nach denen irakische Truppen in die VN- 
Schutzzone im Norden Iraks eingedrungen sind 
und das Dorf Awena angegriffen haben, und 
wenn ja, welche außenpolitischen Konsequenzen 
wird sie daraus ziehen? 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 25. Mai 1993 


Der Bundesregierung sind Meldungen bekannt, daß iranische Truppen 
vorübergehend auf irakisches Gebiet vorgedrungen sein und kurdische 
Lager im Norden Iraks angegriffen haben sollen. Meldungen über nülitä- 
rische Aktivitäten irakischer Truppen in Gebieten mit kurdischer Bevölke- 
rung sind ebenfalls bekannt. Die Bundesregierung überprüft diese Mel- 
dungen im Benehmen mit den europäischen Partnern und wird mit ihnen 
gemeinsam über eine Reaktion entscheiden. 


7. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ziehen nach der Entscheidung der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates, 
Deutsch nicht als dritte Amtssprache einzufüh- 
ren, obgleich mindestens 90 Mio. Menschen aus 
den Mitgliedstaaten unsere Sprache sprechen, 
mehr als Französisch (70 Mio.) oder Englisch 
(65 Mio.), die beiden bisherigen Amtssprachen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 25. Mai 1993 


Die Parlamentarische Versammlung hat während ihrer diesjährigen Früh- 
jahrssitzung vom 10. bis 14. Mai 1993 u. a. eine an das Ministerkomitee 
gerichtete Empfehlung zur Überarbeitung der Satzung des Europarates 
verabschiedet. Die Empfehlung hat jedoch keine bindende Wirkung für 
das Ministerkomitee. 

Im Rahmen der Debatte wurden annähernd 50 Änderungsanträge zu dem 
der Versammlung vorliegenden Empfehlungsentwurf eingebracht, da- 
runter auch ein von 47 Abgeordneten unterschriebener Antrag, Deutsch 
als weitere Amtssprache in Artikel 12 der Satzung des Europarates zu ver- 
ankern. Dieser Antrag fand in der anschließenden Abstimmung keine 
Mehrheit. Auch ähnlich lautende Änderungsanträge zugunsten der italie- 
nischen und der spanischen Sprache wurden mehrheithch abgelehnt. Die 
von der Parlamentarischen Versammlung am 11. Mai 1993 verabschiedete 
und dem Ministerkomitee zugeleitete Empfehlung 1212 zur Änderung der 
Satzung des Europarates enthält daher keinen Vorschlag zur Änderung 
der Amtssprachenregelung des Artikels 12. 


Die Bundesregierung wird trotz dieses Votums ihre nachhaltigen Bemü- 
hungen, die Gleichstellung der deutschen Sprache mit der enghschen und 
französischen im Europarat durchzusetzen, fortsetzen und gegenüber 
ihren Partnern hierfür mit Nachdruck eintreten. 


8. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Welche Verpfhchtungen der ehemahgen DDR 
dem Staate Nicaragua gegenüber wurden durch 
die Bundesrepubhk Deutschland übernommen, 
welche nicht? 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 24. Mai 1993 

Über die Behandlung der völkerrechtlichen Verträge zwichen der ehema- 
ligen DDR und der Republik Nicaragua wurden Mitte November 1991 in 
Managua gemäß Artikel 12 des Einigungs Vertrages Regierungskonsul- 
tationen geführt. Dabei wurde Einvernehmen darüber erzielt, daß ein Teil 
der Verträge mit der Herr Stellung der Einheit Deutschlands am 3. Oktober 
1990 erloschen ist; insoweit verweise ich auf die entsprechende Bekannt- 
machung im Bundesgesetzblatt (BGBl. 1992 II S. 187 f.). Die Verträge mit 
politischem, mihtär-politischem und staatssicherheitspolitischem Charak- 
ter sind zum gleichen Zeitpunkt erloschen. 

Die Erörterung des Schicksals der überigen Verträge wurde weiteren 
Expertengesprächen Vorbehalten. Hierbei handelt es sich insbesondere 
um Verträge über wirtschaftliche und wissenschaftlich-technische Zu- 
sammenarbeit, finanzielle Verpflichtungen Nicaraguas und die Bereitstel- 
lung von Botschaftsgrundstücken. Einige Projekte der entwicklungs- poli- 
tischen Zusammenarbeit der ehemaligen DDR (z. B. das „Krankenhaus 
Carlos Marx" und das Berufsausbüdungszentrum in Jinotepe) wurden in 
unsere wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Nicaragua integriert. 


9. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
die USA zu bewegen, zumindest einen Teil des 
durch den Krieg in Nicaragua verursachten und 
vom Internationalen Gerichtshof anerkannten 
Schadens wiedergutzumachen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 24. Mai 1993 

Die Republik Nicaragua nimmt als souveräner Staat ihre Interessen ge- 
genüber Drittstaaten grundsätzlich selbst wahr. Ihre gegen die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika gerichtete Klage vor dem Internationalen Ge- 
richtshof hat sie vor Erlaß einer endgültigen Entscheidung zurückgezo- 
gen. Die nicaraguanische Regierung hat die Bundesregierung auch nicht 
gebeten, im Sinne der gestellten Frage tätig zu werden. 


10. Abgeordneter 
Konrad 
Weiß 
(Berlin) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen wurden mit den ca. 25 Mio. 
DM Ausstattungshilfe, die Kenia in dem Zeitraum 
von 1975 bis 1990 gewährt wurden, finanziert, 
und für welche Maßnahmen wurde nach 1990 
noch Ausstattungshilfe gewährt? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 26. Mai 1993 

Im Zeitraum von 1969 bis 1990 wurden mit den kenianischen Streitkräften 
Abkommen der Ausstattungshilfe in Höhe von insgesamt 31,4 Mio. DM 
abgeschlossen. 

Von Januar 1986 bis März 1992 war im Rahmen dieser Hüfe eine Berater- 
gruppe der Bundeswehr in Kenia eingesetzt, die aus einem Offizier als Lei- 
ter und vier Feldwebel-Dienstgraden bestand. 


4 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5054 


In den Anfangsjahren wurde die Ausstattungshilfe hauptsächlich für die 
Erweiterung der Lufttransportkapazität der kenianischen Streitkräfte 
durch Lieferung und Wartung von zwei Flugzeugen vom Typ Dornier 28 
verwendet. 

Ab Anfang der 80er Jahre erfolgte eine Unterstützung für das Transport- 
wesen der kenianischen Armee mit folgenden Schwerpunkten: 

- Aufbau, Ausstattung und Betrieb einer Kraftfahrzeuginstandsetzungs- 
werkstatt zur Reparatur von LKW-Motoren, 

~ Aufbau einer Infrastruktur zur Ersatzteilversorgung von Lkws, 

- Einrichtung einer Fahrschule. 

Kenia wird in der neuen, Ende 1991 vom Deutschen Bundestag genehmig- 
ten Ausstattungshilfeperiode 1992 bis 1994 nicht mehr berücksichtigt. Es 
wurden jedoch abschließend noch einmal 240000 DM bereitgestellt, um 
laufende Maßnahmen im Bereich der Instandsetzungswerkstatt abzu- 
schließen und damit eine Entwicklungsruine zu vermeiden. 

Nach Abwicklung dieser Restarbeiten reiste die Beratergruppe der Bun- 
deswehr im März 1992 aus Kenia aus. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


11. Abgeordneter Gilt die in der Beschlußempfehlung des Aus- 

Peter Schusses nach Artikel 11 GG (Vermittlungsaus- 

Conradi schuß) zu dem Gesetz zur Erleicherung von In- 

(SPD) vestitionen und der Ausweisung und Bereitstel- 

lung von Wohnbauland (Investitionserleichte - 
rungs- und Wohnbaulandgesetz) in Artikel 13 
enthaltene und vom Deutschen Bundestag am 26. 
März 1993 angenommene Regelung, nach der die 
Landesregierungen Gebiete bestimmen können, 
in denen berechtigte Interessen gemäß § 564 b 
BGB eines Vermieters, der erst nach der Überlas- 
sung an den Mieter Eigentum an der Wohnung 
erworben hat, zehn Jahre lang nicht und auch 
danach nur, wenn dies keine besonderen Härten 
bedeuten würde oder angemessener Ersatz- 
wohnraum nachgewiesen wird, berücksichtigt 
werden, auch rückwirkend für Wohnungen, die 
vor dem 1. Mai 1993 in Eigentumswohnungen 
umgewandelt und verkauft worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 14. Mai 1993 

Die angesprochene Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses ist 
unter der Überschrift „Gesetz über eine Sozialklausel in Gebieten mit ge- 
fährdeter Wohnungsversorgung" als Artikel 14 des Investitionserleichte- 
rungs- und Wohnbaulandgesetzes am 22. April 1993 im Bundesgesetzblatt 
verkündet worden (BGBl. I S. 466). Das Gesetz ist am 1. Mai 1993 in Kraft 
getreten. 
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Nach allgemeinen Auslegungsregeln gilt ein Gesetz von seinem Inkraft- 
treten an auch für Sachverhalte und Rechtsverhältnisse, die schon vor sei- 
nem Inkrafttreten entstanden sind. Wenn man diese Folge ausschließen 
will, müßte man eine Übergangsregelung schaffen, wie sie z. B. enthalten 
ist in Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 1990 (BGBL I S. 1456), durch das in 
§ 564 b Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 und Nr. 3 Satz 4 BGB die Einführung einer fünf- 
jährigen Kündigungssperrfrist zugelassen wurde. Dort heißt es, daß diese 
Vorschriften „nicht anzuwenden sind, wenn der auf die Veräußerung des 
Wohnungseigentums gerichtete Vertrag vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgeschlossen worden ist". 

Da das Sozialklauselgesetz eine derartige Regelung nicht enthält, wird 
man es grundsätzlicHTauch auf die schon vor seinem Inkrafttreten umge- 
wandelten und veräußerten Eigentumswohnungen anzuwenden haben 
(so auch der schriftliche Bericht des 19. Ausschusses zur ersten Fassung 
des Gesetzes, Drucksache 12/4340, Seite 20). 

Maßgebend ist in jedem Fall nicht der Zeitpunkt der Umwandlung, son- 
dern derjenige der Veräußerung (so auch § 564 b Abs. 2 Nr. 2 und 3 BGB). 
Liegt die Veräußerung - maßgebend ist die Eintragung des Erwerbers im 
Grundbuch - zum Zeitpunkt einer nach dem 1. Mai 1993 erfolgten Kün- 
digung länger als zehn Jahre zurück, so ist die Frist der Nummer 1 nach 
dieser Interpretation ab gelaufen. Der Mieter kann sich dagegen noch auf 
die Nummer 2 berufen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß diese Auffassung nicht unbestritten 
ist. Schon im Gesetzgebungsverfahren wurden vereinzelt abweichende 
Meinungen geäußert. 

Eine verbindliche Auslegung des Gesetzes kann im Einzelfall jedoch letzt- 
lich nur durch die nach dem Grundgesetz unabhängigen Gerichte erfol- 
gen. 


12. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mitgliedstaaten in der EG haben bis- 
lang die EG-Pauschalreise-Richtlinie umgesetzt, 
und in welcher Form? 


Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 19. Mai 1993 


Nach Informationen der EG-Kommission haben bisher erst vier Mitglied- 
staaten die EG-Richtlinie über Pauschalreisen umgesetzt. Es sind dies 
Frankreich, Großbritannien, die Niederlande und Portugal. 

Großbritannien hat in einem umfassenden Gesetz die Richtlinie vollstän- 
dig umgesetzt. Die umfangreichen Informationspflichten der Reiseveran- 
stalter wurden in besondere Listen (schedule 1 und 2) aufgenommen. Ähn- 
lich sind auch die Niederlande verfahren. Die französische Umsetzung 
war frühzeitig abgeschlossen (Gesetz vom 13. Juli 1992). In diesem Gesetz 
werden allerdings im wesentlichen nur die Rahmenvorschriften geregelt; 
Artikel 31 bestimmt, daß die Modalitäten zur Durchführung des Gesetzes 
durch Erlasse festgelegt werden. Dies gilt insbesondere für die Bestim- 
mung von Art und Umfang der Insolvenzsicherung. Die insoweit erforder- 
lichen Erlasse liegen in Frankreich bisher noch nicht vor. 
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13. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die durch Artikel 7 der Richtlinie gefor- 
derte Insolvenzabsicherung in den einzelnen 
Mitgliedstaaten aus, und welche Maßnahmen 
wurden zur Erfüllung dieser Forderung im einzel- 
nen getroffen? 


Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 19. Mai 1993 

In Frankreich sind zwar Einzelheiten der Insolvenzsicherung einem be- 
sonderen Erlaß Vorbehalten, das Gesetz enthält jedoch diesbezüghche 
Vorgaben. Für die Tätigkeit als Reisebüro ist eine Gewerbezulassung 
erforderlich. Eine der Voraussetzungen dafür ist, daß eine ausreichende 
finanzielle Sicherheit im Hinblick auf die Kundengelder nachgewiesen 
wird. Als Sicherungsmöglichkeiten läßt das französische Recht die Ver- 
pflichtung eines kollektiven Bürgschaftsträgers, eines Kreditinstitutes 
oder eines Versicherungsunternehmens zu. 

Vielfältige Möglichkeiten zur Sicherung des Insolvenzrisikos eröffnet 
auch das britische Recht. Neben dem Abschluß einer Versicherung kommt 
in Betracht, daß der Reiseveranstalter Mitglied einer vom Minister speziell 
für die Zwecke der Insolvenzsicherung zugelassenen Körperschaft wird, 
der gegenüber einer spezifisch befugten Institution dafür bürgt, daß sie 
bei Zahlungsunfähigkeit eines Reiseveranstalters einen festgelegten 
Garantiebetrag auszahlt. Daneben sieht das britische Recht die Möglich- 
keit vor, daß der Reisepreis an einen Treuhänder gezahlt wird, der die 
Zahlungen bis zur vollständigen Erfüllung des Reisevertrages einbehält. 

In den Niederlanden ist der Text des Artikels 7 der Pauschalreiserichthnie 
in das nationale Gesetz übertragen worden. Nähere Bestimmungen, wie 
die Insolvenzsicherung auszugestalten ist und welchen Anforderungen 
sie genügen muß, enthält der Gesetzestext nicht. Lediglich in der Begrün- 
dung finden sich Ausführungen zu dem in den Niederlanden funktionie- 
renden freiwilligen Garantiefonds, dem die meisten Reiseveranstalter 
angeschlossen sind. In der Gesetzesbegründung wird zudem darauf hin- 
gewiesen, daß auch andere Formen von Garantiestellungen denkbar sind. 


14. Abgeordneter 
Horst 
Gibtner 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bun- 
de sversicherungsanst alt für Angestellte (BfA) als 
Rechtsnachfolgerin der Reichsversicherungsan- 
stalt für Angestellte (RfA) in Berlin Restitutions- 
ansprüche bezüglich einer ganzen Reihenhaus- 
siedlung geltend macht, und ist nach Auffassung 
der Bundesregierung die BfA Gesamtrechtsnach- 
folgerin der RfA oder nur evtl. Liegenschaften in 
den alten Bundesländern einschließüch Westber- 
lins? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 26. Mai 1993 

Vorbemerkung: 

Die Frage betrifft - ebenso wie die folgende Frage - die von der Gemein- 
samen Aktion Gesellschaft für Angestellten-Heimstätten (Gagfah) in 
Berlin Adlershof errichtete Siedlung mit insgesamt 352 Reihenhäusern, 
die 370 Wohnungen umfaßt. Diese Siedlung wurde im Jahr 1937 an die 
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seinerzeitige RfA verkauft und am 9. April 1947 durch die sowjetische 
Militärverwaltung beschlagnahmt. Nach ihrer Beschlagnahme wurde sie 
in Volkseigentum überführt und zuletzt durch den zum 1. Juli 1990 errich- 
teten Träger der Sozialversicherung verwaltet. 

Aufgrund des Gesetzes über den Verkauf volkseigener Gebäude vom 
7. März 1990 (GBl. I S. 157) sind einer Reihe von Nutzern dieser Gebäude 
die Anwesen durch den ehemaligen Magistrat von Berhn (Ost) verkauft 
worden. Ein Teil der Nutzer wohnte darin zur Miete, ein Teil besaß ding- 
liche Nutzungsrechte mit Urkunde. 32 Objekte werden von der Woh- 
nungsgesellschaft Treptow GmbH verwaltet. 


Zu Frage 14 

Das Gagf ah- Gelände ist als ehemals volkseigener Grund und Boden 
gemäß § 3 Abs. 1 der Überleitungsbestimmungen zur Sozialversicherung 
in Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr. 1 des Einigungsver- 
trages (BGBl. 1990 II S. 889, 1042) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 des Geset- 
zes zur Regelung von Vermögensfragen der Sozialversicherung im Bei- 
trittsgebiet vom 20. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2313) und Artikel 22 Abs. 1 
Satz 7, Artikel 21 Abs. 3 zweiter Halbsatz des Einigungsvertrages mit dem 
3. Oktober 1990 auf die BfA übergegangen. 

Von seiten der BfA sind zur Sicherung ihrer Rechte Anträge nach § 7 der 
Anmeldeverordnung auf Wiederaufgreifen des Verfahrens zur Erteilung 
der für die Verkäufe erforderlichen Grundstücksverkehrsgenehmigungen 
gestellt worden, über die bislang nicht entschieden ist. 


15. Abgeordneter 
Horst 
Gibtner 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Wohnhäuser in der Siedlung bereits 1947 von der 
„Deutschen Treuhandverwaltung des seque- 
strierten und beschlagnahmten Vermögens im 
sowjetischen Besatzungssektor der Stadt Berlin" 
verwaltet wurden, und teilt sie die Auffassung, 
daß demzufolge eine Enteignung auf besatzungs- 
rechtlicher Grundlage bzw. ein enteignungsglei- 
cher Akt erfolgte, der nach dem Einigungsvertrag 
und Bestätigung durch das Bundesverfassungs- 
gericht nicht rückgängig zu machen wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 26. Mai 1993 


Das Vermögen der RfA in der Gagf ah- Siedlung wurde nach seiner Be- 
schlagnahme von der „Deutschen Treuhandverwaltung des sequestrier- 
ten und beschlagnahmten Vermögens im sowjetischen Sektor der Stadt 
Berlin" verwaltet. Auf die Frage aber, ob es sich hierbei um eine Enteig- 
nung auf besatzungsrechtlicher oder besatzungshoheitlicher Grundlage 
im Sinne von § 1 Abs. 8 Buchstabe a des Vermögensgesetzes gehandelt 
hat, kommt es nach Ansicht der Bundesregierung nicht an. Denn die BfA 
stützt ihren Anspruch nicht vorrangig auf eine Rechtsposition nach dem 
Vermögensgesetz, sondern auf ihre Rechtsposition als neuer staathcher 
Eigentümer des betreffenden Geländes, die sich aus dem Einigungsver- 
trag ergibt. Dafür kommt es aber allein darauf an, daß es als früheres mit- 
telbares Reichsvermögen der BfA zuzuordnen ist. 
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Für die mit der Frage wohl in erster Linie angesprochene Wirksamkeit der 
fraglichen Kaufverträge kommt es in erster Linie darauf an, ob diese be- 
reits im Grundbuch vollzogen sind. Sind sie vor dem 3. Oktober 1990 im 
Grundbuch vollzogen worden, so dürften sie wirksam sein. Sind sie hinge- 
gen später oder noch nicht vollzogen worden, so dürften sie Veräußerun- 
gen durch einen Nichtberechtigten sein, die jetzt von der BfA genehmigt 
werden müssen. Ein wesentlicher Gesichtspunkt ist dabei die Frage, ob 
der Erwerber bereits ein dingliches Nutzungsrecht an dem Gebäude hatte 
oder nicht. Dieses bleibt unangetastet. Für die Beurteilung ist aber auch 
wesentlich, wie die von der BfA gestellten Anträge nach § 7 der Anmelde- 
verordnung beschieden werden. Insoweit muß eine Entscheidung der zu- 
ständigen Behörden abgewartet werden. 


16. Abgeordneter 
Konrad 
Weiß 
(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Nach welchen Rechtsgrundlagen und mittels 
welchen Verfahrens ist es für NS -Verfolgte aus 
den fünf neuen Bundesländern heute möglich, 
eine Aufhebung eines gegen sie gerichteten 
nationalsozialistischen Unrechtsurteils zu bean- 
tragen, angesichts der Tatsache, daß das Gesetz 
zur Beseitigung nationalsozialistischer Unrechts- 
urteile vom 25. Mai 1990 über Artikel 8 des Eini- 
gungsvertrages nicht auf die fünf neuen Bundes- 
länder übertragen wurde und offenbar auch 
keine vergleichbare Rechtsvorschrift der ehe- 
maligen DDR über den Einigungsvertrag als fort- 
geltendes Recht in den neuen Bundesländern 
verankert wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 24. Mai 1993 

Bürger der fünf neuen Bundesländer, die von einem Sondergericht rechts- 
kräftig verurteilt worden sind, können gemäß §18 Abs. 2 des Zuständig- 
keitsergänzungsgesetzes vom 7. August 1952 (BGBl. I S. 407) die 
Wiederaufnahme des Verfahrens betreiben. Dieses Gesetz ist durch den 
Einigungsvertrag auf das Beitrittsgebiet übergeleitet worden. 

Die Bestimmung des § 18 Abs. 2 schafft für Sondergerichtsverfahren 
schlechthin und ohne Rücksicht darauf, ob am Sitz des ehemaligen Son- 
dergerichts noch deutsche Gerichtsbarkeit ausgeübt wird, eine 
erweiterte Wiederaufnahmemöglichkeit (OLG Frankfurt, Beschluß vom 
11. März 1953, Goltdammers Archiv 1953, S. 92, mit näheren Hinweisen 
zur Entstehungsgeschichte; LG Hamburg, Beschluß vom 13. November 
1992 - 621-36/92 -). Danach ist über § 359 StPO hinaus die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens möglich, „wenn Umstände vorliegen, die es erfor- 
derlich erscheinen lassen, die Sache im ordentlichen Verfahren nachzu- 
prüfen" . Dies bedeutet eine Erweiterung der Wiederaufnahmevorrausset- 
zungen in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht (OLG Frankfurt a. a. O.). 

Nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 Zuständigkeitsergänzungsgesetz kann 
ebenfalls ein Verfahren wiederaufgenommen werden, das durch Urteil 
eines Wehrmachtsgerichts oder eines Gerichtes einer wehrmachtsähn- 
lichen Formation rechtskräftig abgeschlossen wurde. 

Für das Wiederaufnahmeverfahren ist die Strafkammer des Landgerichts 
zuständig, in dessen Bezirk der Verurteilte zur Zeit des Inkrafttretens des 
Zuständigkeitsergänzungsgesetzes seinen Wohnsitz oder in Ermange- 
lung eines im Bereich deutscher Gerichtsbarkeit gelegenen Wohnsitzes 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 
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In Berhn gilt darüber hinaus das Gesetz zur Wiedergutmachung national- 
soziahstischen Unrechts auf dem Gebiet des Strafrechts vom 5. Januar 
1991 (GVBl. I Nr. 2 S. 31 ff.), das gemäß § 1 des Gesetzes über die Verein- 
heitlichung des Berliner Landesrechtes vom 28. September 1990 (GVBl. 
S. 2119 i. d. F. vom 19. Dezember 1992, GVBl. S. 294) auf ganz Berhn er- 
streckt worden ist. Dieses Gesetz ermöglicht die Aufhebung oder Ände- 
rung nationalsozialistischer Unrechtsurteile auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft, des Verurteilten oder seiner Hinterbliebenen. Die Antragsfrist die- 
ses Gesetzes (§ 4 Abs. 2) ist durch Artikel IX Abs. 1 des BEG-Schlußgeset- 
zes vom 14. September 1965 (BGBl. I S. 1315) außer Kraft gesetzt worden. 

Entgegen Ihrer Annahme bestanden zur Zeit der Verhandlungen zum 
Einigungsvertrag keine einschlägigen Rechtsvorschriften der ehemaligen 
DDR, die man im Beitrittsgebiet hätte fortgelten lassen können. 

Grundlage für die Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsurteile in 
der sowjetischen Besatzungszone stellte der SMAD-Befehl Nr. 228 vom 
30. Juli 1946 (Sächsisches Gesetzblatt 1946 S. 395; Mecklenburgisches 
Amtsblatt 1946 S. 89; Thüringisches Regierungsblatt III S. 71) dar. Dieser 
Befehl entsprach Abschnitt II Nr. 5 der Proklamation Nr. 3 des Kontroll- 
rates vom 20. Oktober 1945 (Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland 
S. 22), nach dem „Verurteilungen, die unter dem Hitler-Regime ungerech- 
terweise aus politischen, rassischen oder rehgiösen Gründen erfolgten . . . 
aufgehoben werden ..." mußten. Der SMAD-Befehl Nr. 228 dürfte durch 
den Beschluß der Regierung der UdSSR von 1954 außer Kraft gesetzt wor- 
den sein, der die Aufhebung aller Befehle und Anordnungen betraf, die 
von der sowjetischen Militär- Administration und von der sowjetischen 
Kontrollkommission in den Jahren 1945 bis 1953 über Fragen erlassen 
worden waren, die das politische, wirtschaftilche und kulturelle Leben der 
DDR betrafen. Mit Beschluß der sowjetischen Regierung über die Auflö- 
sung der Hohen Kommission der UdSSR in Deutschland wurde 1955 fest- 
gelegt, daß die in den Jahren 1945 bis 1948 in Ausübung der Besetzungs- 
rechte der Vier Mächte vom Kontrollrat in Deutschland erlassenen Ge- 
setze, Direktiven, Befehle und andere Verordnungen auf dem Gebiet der 
DDR ihre Gültigkeit verlieren. Dieser Beschluß dürfte auch die Proklama- 
tion Nr. 3 des Kontrollrats betroffen haben. Jedenfalls sind mir bisher 
keine Fälle bekanntgeworden, in denen diese Bestimmungen nach 1955 
noch angewendet wurden. 

Nachdem diese Regelungen außer Kraft gesetzt waren, hat die ehemalige 
DDR nach den mir vorliegenden Erkenntnissen keine vergleichbaren 
Nachfolgebestimmungen erlassen. In den Verhandlungen zum Eini- 
gungsvertrag hat die DDR einen entsprechenden Regelungsbedarf ver- 
neint. 

Zu Ihrem Hinweis auf das Gesetz zur Beseitigung nationalsozialistischer 
Unrechtsurteile vom 25. Mai 1990 möchte ich bemerken, daß dieses Ge- 
setz ledighch eine Gesetzeslücke in den Ländern der ehemaligen briti- 
schen Besatzungszone schließen soll, die im Zuge der Bereinigung des 
Bundesrechts im Jahr 1968 entstanden war (hierzu Drucksache 11/2344 


Nach welcher Rechtsvorschrift und mittels wel- 
chen Verfahrens ist es für deutsche Staats- 
angehörige heute möglich, die Aufhebung eines 
gegen sie gerichteten nationalsoziahtischen 
Unrechtsurteils zu beantragen, wenn dieses Ur- 
teil im Ausland - etwa einem von Deutschland 
besetzten Gebiet - ergangen ist, oder in einem 


S. 4 ff.). 


17. Abgeordneter 

Konrad 

Weiß 

(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Gebiet, das heute nicht mehr zur Bundesrepublik 
Deutschland gehört, so daß die üblicherweise von 
den einschlägigen Rechtsvorschriften geforderte 
Bestimmung nicht zum Tragen kommen kann, 
wonach heute das Landgericht zuständig ist, in 
dessen Bezirk der Verurteilte zur Zeit der Ver- 
urteilung seinen Wohnsitz oder in Ermangelung 
eines solchen seinen Aufenthalt hatte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 24. Mai 1993 

Gemäß § 17 Abs. 1 des Zuständigkeitsergänzungsgesetzes vom 7. August 
1952 ist für Strafsachen, die am 8. Mai 1945 bei einem Gericht anhängig 
oder rechtskräftig abgeschlossen waren, an dessen Sitz deutsche Ge- 
richtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird, die Strafkammer des Landge- 
richts zuständig, in dessen Bezirk der Beschuldigte oder Verurteilte zur 
Zeit des Inkrafttretens des Zuständigkeitsergänzungsgesetzes seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines im Bereich deutscher Gerichtsbar- 
keit gelegenen Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Diese 
Bestimmung gilt nur für Personen, die zur Zeit des früheren Verfahrens 
Deutsche waren und im Zeitpunkt der Fortsetzung des Verfahrens oder 
des Antrags auf Wiederaufnahme Deutsche sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Hans-Dirk 

Bierling 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise und in welchem Umfang wird 
- bei den vorgesehenen, hohen Leistungen des 
Solidarpakts für die Wirtschaft in den neuen 
Bundesländern - angestrebt, nicht nur das Ver- 
mögen der öffentlichen Hand zu steigern, son- 
dern auch - z. B. im Wohnungsbau, der Sparför- 
derung, beim Kleinuntemehmer und im Hand- 
werk - die Eigentumsbildung breiter Schichten 
der Bevölkerung, unter Berücksichtigung des 
ungleichen Ausgangsniveaus zur Bevölkerung 
der Alt-Bundesländer, zu gewährleisten und zu 
fördern, wie es für den Aufbau der Marktwirt- 
schaft notwendig ist und der Würde des Indivi- 
duums entspräche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 24. Mai 1993 

Die Eigentumsbildung - das Sparen - breiter Schichten der Bevölkerung 
zu gewährleisten, ist grundsätzlich Aufgabe der Bürger selbst. Der Staat 
kann in diesem Bereich nur Anstöße und ergänzende Hilfen geben. 

Die Förderung der Vermögensbildung (das 5. Vermögensbildungsgesetz, 
das Wohnungsbauprämiengesetz, § 19 a Einkommensteuergesetz und die 
einkommensteuerliche Förderung des selbstgenutzten Wohneigentums 
und des Bausparens) ist bereits im Zuge der Einigung der zwei deutschen 
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Staaten in den neuen Bundesländern in Kraft getreten. Zusätzlich ist die 
Förderung nach dem Wohnungsbauprämiengesetz in den neuen Bundes- 
ländern bis Ende 1993 erheblich auf gestockt worden. Diese Förderung 
wird überwiegend nur bis zu bestimmten Einkommensgrenzen gewährt. 
Diese betragen bei dem 5. Vermögensbildungsgesetz und dem Woh- 
nungsbauprämiengesetz (ausschheßlich der Sonderförderung bis Ende 
1993) 27 000/54000 DM zu versteuerndes Einkommen (ledig/verheiratet). 
Da die Einkommen in den neuen Bundesländern unter denen in den alten 
Bundesländern liegen, können gerade die Bürger in den neuen Ländern 
diese Förderung in Anspruch nehmen, während ein großer Teil der west- 
deutschen Haushalte heute nicht mehr anspruchsberechtigt ist. 

Im Bereich des Wohnungsbaus sind -neben der im Herbst 1991 verbesser- 
ten steuerhchen Förderung des selbstgenutzten Wohneigentums - im 
Zuge der Einigung und mit dem Solidarpakt folgende Maßnahmen in 
Kraft getreten oder beschlossen worden, die zu einer breiten Eigentums- 
streuung in den neuen Ländern beitragen: Im Rahmen des Gemein- 
schaftswerks Aufschwung Ost wurde die Privatisierung von kommunalen 
Wohnungen mit Zuschüssen bis zu 20% bis Ende 1992 gefördert. Diese 
Förderung soll auch in den Jahren 1993 und 1994 fortgesetzt werden. Fer- 
ner wird bei der Schuldenentlastung nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz 
die Privatisierung von Wohnungen vorrangig an die Mieter zur Auflage 
gemacht und damit ein wichtiger Beitrag zur Bildung individuellen Wohn- 
eigentums geleistet. 

Im Bereich der Mittelstandsförderung kommt der Förderung von Existenz- 
gründungen eine besondere Bedeutung zu. Zu nennen sind hier insbeson- 
dere das zinsgünstige ERP-Kreditprogramm, das Eigenkapitalhilfepro- 
gramm sowie die Ansparförderung. Seit der deuschen Einheit liegt der 
Schwerpunkt der Existenzgründungsförderung in den neuen Bundeslän- 
dern. So stehen die Ansparförderung und das Eigenkapitalhilfepro- 
gramm, das im übrigen in den neuen Bundesländern mit besonders gün- 
stigen Konditionen eingeführt wurde, seit Ende 1991 nur noch für Anträge 
aus den neuen Bundesländern offen. Darüber hinaus wurden im Zusam- 
menhang mit den Verhandlungen zum Solidarpakt weitere Verbesserun- 
gen z. B. beim Eigenkapitalhilfeprogramm vorgesehen. 

In der Summe werden die aufgeführten Maßnahmen ebenso wie alle an- 
deren Fördermaßnahmen für die neuen Länder dazu beitragen, den Auf- 
bau Ost voranzutreiben und damit auch die Bildung von Eigentum bei 
breiten Bevölkerungsschichten in den neuen Ländern zu ermöglichen. 


19. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Trifft es zu, daß nach der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs Abschreibungen bei Per- 
sonenkraftwagen nur insoweit steuerhch als 
Betriebsausgaben abgesetzt werden können, als 
sie auf den als „angemessen" anzusehenden Teil 
der Anschaffungskosten entfallen, und nach wel- 
chen Kriterien ist nach Auffassung der Bundesre- 
gierung zu beurteilen, inwieweit die Anschaf- 
fungskosten „angemessen" sind? 


20. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die sich hiernach erge- 
bende Rechtslage angesichts der enormen 
Arbeitsbelastung der Finanz Verwaltung für prak- 
tikabel, und was hat die Bundesregierung unter- 
nommen, um in diesem Punkt eine bundesein- 
heitliche Rechtsanwendung sicherzustellen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19, Mai 1993 

Aufwendungen für betrieblich genutzte Personenkraftwagen, einschließ- 
lich Absetzungen für Abnutzung, sind Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 4 Ein- 
kommensteuergesetz, EStG). Sie dürfen bei ausschließlich betrieblicher 
Nutzung grundsätzlich voll und bei teilweiser Nutzung nur für den 
betrieblichen Teil abgezogen werden. Aus Vereinfachungsgründen wird 
ohne besonderen Nachweis ein betriebhcher Nutzungsanteil von 65 bis 
70 % der Gesamtnutzung unterstellt (Abschnitt 118 Abs. 2 der Einkom- 
mensteuer-Richtlinien, EStR 1990). Für Fahrten zwischen Wohnung und 
Betrieb und für Familienheimfahrten darf nur die für Arbeitnehmer gel- 
tende Kilometer- Pauschaule berücksichtigt werden (§ 4 Abs. 5 Nr. 6 
EStG). 

Bei besonders kostspiehg ausgestatteten Fahrzeugen ist § 4 Abs. 7 EStG zu 
beachten. Danach dürfen Aufwendungen, die die Lebensführung des 
Steuerpflichtigen oder anderer Personen berühren, den Gewinn nicht 
mindern, soweit sie nach allgemeiner Verkehrsauffassung als unange- 
messen anzusehen sind. Die Entscheidung, ob und in welcher Höhe Auf- 
wendungen steuerlich als unangemessen zu behandeln sind, kann nur 
nach den betrieblichen Verhältnissen des jeweiligen Einzelfalles getrof- 
fen werden. 

Dabei kommt es für die Angemessenheit auf die Größe des Unternehmens, 
die Höhe des längerfristigen Umsatzes und des Gewinns sowie auf die 
Bedeutung des Repräsentationsaufwandes für den Geschäftserfolg und 
seine Üblichkeit in vergleichbaren Betrieben an. Eine derartige Angemes- 
senheitsprüfung erscheint bei Pkw-Kosten sachgerechter als z. B. eine 
prozentuale Kosten- Kürzung unabhängig von der Größe und der Art des 
Pkw und des Unternehmens (vgl. BFH-Urteile vom 20. August 1986 - 
BStBl II 904; vom 8. Oktober 1987 - BStBl II 853 und 26. Januar 1988 - 
BStBl II 629). 

Die Grundsätze dieser Rechtsprechung hat die Finanzverwaltung in Ab- 
schnitt 20 Abs. 15 bis 17 EStR übernommen. 

Durch diese Regelung in den Einkommensteuer-Richtlinien ist die bun- 
deseinheitliche Rechts an Wendung sichergestellt. Hierbei ist der Einzel- 
fallgerechtigkeit der Vorzug gegenüber einer pauschalierenden Betrach- 
tungsweise gegeben worden. 


Trifft es zu, daß die Einführung eines sehr um- 
ständlichen Verfahrens zur Anmeldung von Bus- 
reisen nach Deutschland und die Quasiverdoppe- 
lung der Mehrwertsteuer auf die Benutzung von 
zeitweilig nach Deutschland eingeführten Omni- 
bussen seit dem 1. Januar 1993 zu zahlreichen 
Stornierungen von Busreisen aus dem Bereich 
der Europäischen Gemeinschaft geführt haben, 
und falls ja, welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung hiergegen zu ergreifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 21, Mai 1993 

Personenbeförderungen mit Bussen unterliegen in der Bundesrepublik 
Deutschland der Umsatzsteuer. Dies gilt sowohl für inländische als auch 
für ausländische Busunternehmer. Die Besteuerung entspricht zwingen- 
den EG-rechtlichen Vorschriften. 


21. Abgeordneter 
Ulrich 
Schmalz 

(CDU/CSU) 
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Vor dem 1. Januar 1993 wurde die Umsatzsteuer von ausländischen Bus- 
unternehmern grundsätzlich beim Grenzübertritt des Busses von der je- 
weils zuständigen Zolldienststelle in einem besonderen Verfahren auf der 
Grundlage eines pauschalierten Entgeltes erhoben. Dieses Verfahren 
wird seit dem 1. Januar 1993 nur noch an den Grenzen zu Drittländern fort- 
geführt. An den Grenzen zu benachbarten EG-Mitgliedstaaten (Binnen- 
grenzen) ist dieses Verfahren mit der Verwirklichung des Binnenmarktes 
entfallen. 

Seit dem 1. Januar 1993 haben ausländische Unternehmer, die Busreisen 
in die Bundesrepublik Deutschland durchführen und hierbei über eine 
Binnengrenze einreisen, ihre Beförderungsleistungen im Rahmen des all- 
gemeinen - auch für deutsche Busunternehmer geltenden - Besteue- 
rungsverfahrens bei einem Finanzamt anzumelden und dort auch die 
Steuer zu entrichten. Hierdurch sind die mit dem bisherigen Verfahren 
verbundenen Wartezeiten und Formalitäten an den Binnengrenzen ent- 
fallen. 

Ausländische Unternehmer, die Busreisen über eine Binnengrenze in die 
Bundesrepublik Deutschland durchführen, werden mit ihren inländischen 
Beförderungsleistungen umsatzsteuerlich somit nicht nur materiell- recht- 
lich, sondern auch verfahrensrechtlich genauso behandelt wie inländische 
Busunternehmer. Für Stornierungen von Busreisen aus dem Bereich der 
Europäischen Gemeinschaft besteht daher aus verfahrensrechtlicher Sicht 
keine Veranlassung. 

Eine Erhöhung der Umsatzsteuerbelastung ist beim allgemeinen Besteue- 
rungsverfahren lediglich durch die Erhöhung des Steuersatzes von 14% 
auf 15% mit Wirkung vom 1. Januar 1993 eingetreten. Demgegenüber ist 
eine Mehrbelastung nur mit dem an Drittlandsgrenzen durchzufuhr enden 
besonderen Besteuerungsverfahren verbunden. Das bei diesem Verfah- 
ren als Bemessungsgrundlage für die Besteuerung zugrunde zu legende 
pauschalierte Beförderungsentgelt mußte angehoben werden, um es den 
tatsächlichen Verhältnissen anzupassen. Dies hat zu einer Erhöhung des 
pauschalierten Beförderungsentgeltes von bisher 5 Pfennigen auf nun- 
mehr 8,67 Pfennige pro Personenkilometer geführt. Dies entspricht einer 
Erhöhung der steuerlichen Belastung von bisher 0,7 Pfennigen auf 
1,3 Pfennige je Personenkilometer. Für Busreisen über eine Binnengrenze 
hat diese Erhöhung jedoch keine Bedeutung. 

Die Besteuerung von Personenbeförderungen innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft ist bisher noch nicht harmonisiert. Der Abschluß der 
Beratungen über den von der EG -Kommission vorgelegten Richtlinien- 
vorschlag zur Besteuerung von Personenbeförderungsleistungen ist noch 
nicht abzusehen. 

22. Abgeordneter 

Rudolf 
Schwanitz 

(SPD) 


Was ist der sachliche Hintergrund - außer des re- 
lativ überschaubaren Personenkreises - der Re- 
gelung, daß Betroffene, die im Zuge der Stille- 
gung der ehemaligen Sowjetisch-Deutschen Ak- 
tiengesellschaft Wismut entlassen wurden bzw. 
werden, durchschnittlich 22000 DM an Abfin- 
dung bekommen, während die Treuhandanstalt 
bei den Firmen, die in ihrem Eigentum stehen 
und bei denen ein Sozialplan erstellt werden 
muß, pro zu Entlassendem eine Abfindung von 
lediglich 6200 DM ansetzen kann, und wieviel 
Mittel wurden bisher insgesamt für Abfindungen 
im Rahmen der Sozialplan-Regelung der Treu- 
handanstalt aufgebracht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Joachim Grünewald 
vom 25. Mai 1993 

Die Höhe der Abfindungen an ehemalige Wismut- Beschäftigte wurde 
noch vor der Wiedervereinigung in den Regelungen des Tarifvertrages 
zum Rationalisierungsschutz vom 31. Juli 1990 und des Nachtrages dazu 
vom 10. September 1990 festgelegt. 

Dieser Tarifvertrag wurde zwischen dem Generaldirektor der Sowjetisch- 
Deutschen Aktiengesellschaft Wismut und dem Vorstand der Industriege- 
werkschaft Wismut auf der Grundlage des Tarifvertragsgesetzes verein- 
bart und erhielt damit gemäß Einigungsvertrag Rechtsgültigkeit. Zum 
30. Juni 1991 wurde das Tarifab kommen seitens der General direktion der 
Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft gekündigt; nachwirkend hatte 
dieses Tarifabkommen weiter Bestand bis zum Abschluß eines neuen 
Rationalisierungsschutzabkommens, das im Herbst 1992 zustande kam. 

Demgegenüber war die Ausgangslage bei den Treuhandunternehmen 
völlig anders: Zahlreiche Treuhandbetriebe befanden sich in einer so 
schlechten wirtschaftlichen Lage, daß sie Sozialplan- Abfindungen aus 
eigener Kraft nicht finanzieren konnten. Aus diesem Grund ist die Treu- 
handanstalt freiwülig eingesprungen und hat sich in der Gemeinsamen 
Erklärung mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund und der Deutschen 
Angestelltengewerkschaft vom 13. April 1991 verpflichtet, die Finanzie- 
rung von Sozialplänen derjenigen Treuhandunternehmen zu sichern, die 
aus eigener Kraft hierzu nicht in der Lage sind. Es handelt sich um zweck- 
gebundene Zuwendungen der Treuhandanstalt an den jeweiligen Betrieb 
und nicht etwa an einzelne Arbeitnehmer. Über die Verwendung der den 
Unternehmen von der Treuhandanstalt zur Verfügung gestellten Mittel 
entscheiden die Betriebspartner (Geschäftsleitung/Betriebsrat) eigenver- 
antwortlich, wobei die Treuhandanstalt ledighch Mindestvoraussetzun- 
gen für die Aufstellung eines Sozialplanes festlegt. 

Nach der Gemeinsamen Erklärung errechnete sich der Umfang der durch 
Zweckzuwendungen finanzierten Sozialpläne zunächst aus einem Betrag 
in Höhe von maximal 5 000 DM je betroffenen Arbeitnehmer. 

In späteren Rahmenvereinbarungen wurde der Bemessungsfaktor für das 
Maximalvolumen der Zweckzuwendung neu differenziert und an die zwi- 
schenzeitlichen Entwicklungen angepaßt. Danach besteht der Bemes- 
sungsfaktor nunmehr aus einem variablen Basiswert, der 5 000 DM nicht 
unterschreiten darf, und einem Zusatzwert von bis zu 1 800 DM, mit einem 
Mindestbetrag von 1 200 DM. 

Die Treuhandanstalt hat bis zum 30. April 1993 Zweckzuwendungen in 
Höhe von insgesamt 7 130 Mrd. DM den antragstellenden Treuhandunter- 
nehmen bewilhgt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


23. Abgeordneter Welche der bisher im Regierungsbezirk Trier 

Karl gegebenen Struktur-, wirtschaftspolitischen und 

Diller sonstigen Fördermöglichkeiten aus EG- und na- 

(SPD) tionalen Programmen kämen in Wegfall, würde 
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die Forderung der EG -Kommission nach drasti- 
scher Rücknahme der Förderkuhsse im alten 
Bundesgebiet voll zum Tragen kommen (Aufglie- 
derung nach Kreisen und kreisfreier Stadt Trier 
erbeten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 

vom 27. Mai 1993 

1. Derzeit gehört der gesamte Regierungsbezirk Trier zum Fördergebiet 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" (GA). Auf Verlangen der EG-Kommission muß das GA-För- 
dergebiet zum 1. Januar 1994 neu abgegrenzt werden. Die EG-Kom- 
mission besteht auf einer deutlichen Reduzierung des GA-Förderge- 
biets in den alten Ländern, das derzeit 27 % der dortigen Wohnbevölke- 
rung umfaßt. Wenn sich die EG-Kommission mit ihren bisher in den 
Vorgesprächen mit Vertretern der Bundesregierung geäußerten Vor- 
stellungen über den Umfang des GA-Fördergebiets ab 1994 durchset- 
zen würde, wären nach den bisher vorliegenden, vorläufigen Ergebnis- 
sen für den zur Abgrenzung des Fördergebiets maßgeblichen Gesamt- 
indikator voraussichthch die Arbeitsmarktregion Trier (Stadt Trier, 
Landkreis Trier-Saarburg) und die Arbeitsmarktregion Wittlich (Kreis 
Bernkastel -Witthch, Kreis Daun) ab 1994 nicht mehr im Fördergebiet 
vertreten. Die Kreise Bitburg-Prüm und Daun wären voraussichtlich 
wie bisher GA-Fördergebiet. 

2. Für die künftige EG-Regionalförderung im westlichen Bundesgebiet 
gibt es noch keine konkreten Vorgaben der EG-Kommission. Nach den 
Kommissionsentwürfen für Änderungen der Strukturfondsverordnun- 
gen hat die Kommission offensichthch nicht die Absicht, den Gesamt- 
umfang der Ziel-2- und -5b-Fördergebiete EG-weit einzuschränken. 
Allerdings sind Einschränkungen bei den deutschen EG-Fördergebie- 
ten nicht auszuschließen, da einige Daten der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung dort teilweise günstiger sind als im EG -Durchschnitt. Genaue 
Aussagen sind jedoch erst möghch, wenn in den laufenden Verhand- 
lungen Klarheit über die endgültige Fassung der Verordnungen und 
damit auch über die Kriterien geschaffen worden ist, nach denen sich 
die Gebietsabgrenzung zu richten hat. 


24. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Welche Auswirkungen auf die Fördermöglich- 
keiten wären dagegen mit den Gegenvorstellun- 
gen der Bundesregierung verbunden (Aufgliede- 
rung wie oben erbeten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 27. Mai 1993 

Die Bundesregierung hält im Vergleich zur EG-Kommission einen höhe- 
ren GA-Fördergebietsumfang ab 1994 für erforderlich. Sollte sich die Bun- 
desregierung mit ihren Vorstellungen über den Umfang des GA-Förder- 
gebiets durchsetzen, wäre nach den vorläufigen Ergebnissen für den 
Gesamtindikator der gesamte Regierungsbezirk Trier im neuen GA-För- 
dergebiet vertreten. 

Dies gilt aber nur mit folgender Einschränkung: Die Länder streben in 
Übereinstimmung mit dem Bund an, die Möglichkeit zu erhalten, aus 
ihren Arbeitsmarktregionen, die die Abgrenzungskriterien erfüllen, Teile 
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herauszunehmen und gegen Gebiete mit besonders akuten Problemen 
auszutauschen. Das Land Rheinland- Pfalz hat bereits signalisiert, daß es 
für die Region Kaiserslautern von diesem Fördergebietsaustausch Ge- 
brauch machen will. Nach Auskunft des Landes wird dort der Förderge- 
bietsaustausch allerdings in einer Weise angestrebt, der mit den Struktur- 
problemen der Städte und Gemeinden im Regierungsbezirk Trier verträg- 
lich ist. 


25. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Was tut die Bundesregierung, um zu verhindern, 
daß der ostdeutsche Hersteller von Landwirt- 
schaftsmaschinen „Impulsa AG", Sitz Elster- 
werda (Brandenburg), in den neuen Bundeslän- 
dern und in Osteuropa durch die schwedische 
Konkurrenzfirma „Alfa Laval" mit Dumpingprei- 
sen nie der konkurriert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 27. Mai 1993 

Sollte es zutreffen, daß die schwedische Firma Alfa Laval qualitativ gleich- 
wertige Landmaschinen zu wesentlich niedrigeren Preisen als im Her- 
kunftsland anbietet und es sich um eine bedeutende Schädigung der 
Landmaschinenhersteller in der Europäischen Gemeinschaft handelt, 
kann die EG-Kommission Antidumpingzölle verhängen oder Preisver- 
pflichtungen annehmen. 

Hierzu ist es erforderlich, daß die Mehrheit der in der EG ansässigen Land- 
maschinenproduzenten - gegebenenfalls über den nationalen oder euro- 
päischen Verband - bei der EG-Kommission einen begründeten Antrag 
auf Einleitung eines Antidumpingverfahrens stellt. 

Wenn die Firma Impulsa AG, Elsterwerda, Interesse an der Einleitung 
eines solchen Verfahrens hat, sollte sie sich mit detaülierten Informationen 
über das Angebot der Konkurrenzfirma an den zuständigen Verband wen- 
den. Das Bundesministerium für Wirtschaft ist seinerseits gerne bereit, 
beratende Hilfestellung zu leisten. 


26. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 
den Staatsangehörigen der EG -Mitgliedsländer 
in Österreich die uneingeschränkte Niederlas- 
sungsfreiheit gewährt wird, nachdem österreichi- 
sche Bundesländer wie z. B. Vorarlberg, Tirol und 
Salzburg landesrechtliche Bestimmungen erlas- 
sen haben, die diese Grundsätze unterlaufen, 
obwohl das Niederlassungsrecht zu den wesent- 
lichen Bestandteüen des EWG-Vertrages gehört? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. Mai 1993 

Die Bundesregierung bestätigt ihre Antwort auf Ihre schriftliche Frage 39 
in Drucksache 12/4650, daß sie sich in den Beitrittsverhandlungen mit 
Österreich für die uneingeschränkte Niederlassungsfreiheit der EG-An- 
gehörigen einsetzen werde. Das Recht auf Niederlassung setzt allerdings 
eine wirtschaftliche Betätigung voraus. In diesem Zusammenhang muß 
auch der Erwerb von Immobilien zugelassen werden. 
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Soweit es allerdings um den Erwerb von Ferienhäusern geht, handelt es 
sich um Kapitalverkehr. In der EG ist der Erwerb von Ferienhäusern durch 
Ausländer in Dänemark beschränkt. In Österreich beschränken einige 
Bundesländer den Erwerb von Ferienhäusern durch Ausländer oder sind 
dabei, entsprechende Gesetze zu erlassen (s. Antwort zu Frage 27). 

In den Beitrittsverhandlungen mit der EG hat Österreich deuthch ge- 
macht, daß es die Regelung des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum (EWR) über den Erwerb von Zweitwohnsitzen (s. Antwort zu 
Frage 27) aufrechtzuerhalten wünsche. 

Die Stellungnahme der Gemeinschaft hierzu steht noch aus, und das Er- 
gebnis der Beitrittsverhandlungen bleibt abzuwarten. Der Beitrittsvertrag 
wird auch für die österreichischen Bundesländer verbindlich sein. Über 
die Einhaltung der Verpflichtungen aus der EG-Mitgliedschaft wacht die 
EG -Kommission. 


27. Abgeordneter Welche Auskunft kann die Bundesregierung dar- 

Robert über geben, wie bei den Beratungen zu dem 

Leidinger Anpassungsprotokoll vom 17. März 1993 zum 

(SPD) Abkommen über den Europäischen Wirtschafts- 

raum (EWR- Abkommen), insbesondere deutsche 
Staatsbürger die Möglichkeit bekommen, unein- 
geschränkt einen Zweitwohnsitz in Österreich zu 
nehmen, ohne daß landesrechtliche Bestimmun- 
gen in Österreich dies regional, z. B. in einzelnen 
Bundesländern, verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Heinrich L. Kolb 
vom 24. Mai 1993 

Das Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum (EWR) vom 17. März 1993 enthält lediglich die infolge Nicht- 
teilnahme der Schweiz erforderlichen Anpassungen des EWR-Abkom- 
mens. Der Inhalt dieses Abkommens bleibt unberührt. Die Vereinbarun- 
gen über den freien Kapitalverkehr in Anhang XII Nr. 1 des Abkommens 
sind also unverändert so gebüeben, wie sie die Bundesregierung in der 
Antwort zu Ihrer Frage 40 in Drucksache 12/4650 dargelegt hat. 

Inzwischen hat sich Österreich selbst zu dieser Regelung geäußert: 

Aus Buchstabe e der Nummer 1 leitet Österreich das Recht her, während 
einer Übergangszeit bis zum 1. Januar 1996 Vorschriften zu erlassen, die 
mit dem EWR- Abkommen vereinbar sind, insbesondere Vorschriften zur 
Regelung des Erwerbs von Zweitwohnsitzen, welche in ihrer Wirkung den 
in der Gemeinschaft nach Artikel 6 Abs. 4 der Richtlinie Nr. 88/361/EWG 
vom 24. Juni 1988 zur Durchführung von Artikel 67 EWG -Vertrag entspre- 
chen. Es handelt sich dabei um die Vorschrift, auf der die dänischen 
Beschränkungen des Erwerbs von Ferienhäusern durch EG-Angehörige 
basieren. 

Zur innerstaatlichen Umsetzung dieser Bestimmung sowie in Anbetracht 
der regionalen Unterschiede hat Österreich seinen Bundesländern mit 
Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr. 276/1992 die Kompetenz übertragen, 
den Verkehr mit bebauten oder zur Bebauung bestimmten Grundstücken 
verwaltungsbehördlichen Beschränkungen zu unterwerfen. 
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Österreich hat der EG folgende Erläuterungen übermittelt: 

„Derzeit sind in einzelnen Bundesländern Grundverkehrsgesetze in Aus- 
arbeitung, deren Ziel die EWR/EG -konforme Ausgestaltung der österrei- 
chischen Rechtsordnung im Bereich des Liegenschaftserwerbes ist. Kern- 
punkt dieser Gesetzgebungsvorhaben ist die Aufhebung der bisherigen 
auf die Staatsbürgerschaft abstellenden restriktiven Ausländergrundver- 
kehrsgesetze zugunsten spezifischer Zweitwohnsitzregelungen. Die 
Überlegungen hinsichtlich der inhaltlichen Ausgestaltung dieser Bestim- 
mungen betreffend den Erwerb von Zweitwohnungen gehen in folgende 
Richtung: 

1. Maßnahmen der Raumordnung (z. B. Flächenwidmung, Widmung von 
Zweitwohnungsgebieten, Nutzungsbeschränkungen) obliegen aus- 
schließlich den kommunalen bzw. Landesinstanzen; 

2. Inländergleichbehandlung von EWR-Staatsangehörigen bei Liegen- 
schaftserwerb, soweit dies für die Ausübung der Freizügigkeit der Ar- 
beitnehmer, der Niederlassungsfreiheit, des Aufenthaltsrechts sowie 
der Dienstleistungs- und Kapitalverkehrsfreiheit mit Ausnahme des 
Liegenschaftserwerbes zu Ferienzwecken (Zweitwohnungen) erfor- 
derlich ist; 

3. Rechtserwerb an Liegenschaften zu Ferienzwecken (Zweitwohnun- 
gen) nur bei Hauptwohnsitz im Inland bzw. früherem Hauptwohnsitz 
im Inland während einer Mindestdauer. 

Wegen der oben erwähnten Änderung der Kompetenzverteilung zwi- 
schen Bund und Ländern und damit verbundener Anpassungserforder- 
nisse können die neuen Grundverkehrsgesetze voraussichtlich erst gegen 
Ende der im EWR- Ab kommen vorgesehenen Übergangsfrist (1. Januar 
1 996) in Kraft treten. " 

Die Vereinbarkeit der getroffenen oder beabsichtigten Regelungen der 
österreichischen Bundesländer mit dem EWR-Abkommen wird nach In- 
krafttreten des Abkommens im einzelnen zu prüfen sein. 


28. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang fördert der Bund Maßnah- 
men zur Rüstungs- und Standortkonversion in der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des 
Programms der Europäischen Gemeinschaft 
KONVER? 


29. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wurden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf der Basis dieses Programms 
zwischenzeitiich gefördert? 


30. Abgeordneter In welchem Umfang beteiligen sich die Bundes- 

Christian länder an diesem Programm? 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 27. Mai 1993 

Die EG -Gemeinschaftsinitiative KONVER für 1993 ist noch nicht formell 
verabschiedet. Nach derzeitigem Informations stand plant die Kommis- 
sion, für Deutschland im Jahr 1993 einen Gesamtbetrag in Höhe von 38,2 
Mio. ECU bereitzustellen, wobei mit einem EG-Beteiligungssatz von 
höchstens 50% zu rechnen ist. Die damit zu fördernden Projekte müssen 
von den Ländern kofinanziert werden. Die Länder sind über die Kommis- 
sionsvorstellungen unterrichtet und bereiten Fördermaßnahmen vor. 

Der Bundesregierung liegen derzeit noch keine konkreten Projektvor- 
schläge der Länder für KONVER vor. 


31. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wie hoch belief sich das Handelsvolumen zwi- 
schen Nicaragua und der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 1992, und welchen Anteü 
hatte dieses am Gesamthandelsvolumen jeweils 
Nicaraguas bzw. der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 25. Mai 1993 


Das Handelsvolumen zwischen Nicaragua und der Bundesrepublik 
Deutschland belief sich im Jahr 1992 auf rd. 93 Mio. DM. 

Am Gesamthandelsvolumen der Bundesrepubhk Deutschland hat Nicara- 
gua im Jahr 1992 damit einen prozentualen Anteil von 0,007 %. 

Demgegenüber hat die Bundesrepublik Deutschland nach hier vorliegen- 
den vorläufigen Zahlen 1992 einen prozentualen Anteil am nicaraguani- 
schen Handelsvolumen von 6,1%. 


32. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Ist die Meldung der „taz" vom 4. Mai 1993 zutref- 
fend, wonach zum einen das Bundesministerium 
für Wirtschaft seit Mitte Februar d. J. - trotz einer 
dementsprechenden Zusage - keinen Termin für 
eine Zusammenkunft der am sogenannten 
„Stromstreit" beteiligten Energieversorgungs un- 
ternehmen sowie Kommunen anberaumt hat, und 
zum anderen die Treuhandanstalt den Kommu- 
nen die für eine noch vor der Grundsteinlegung 
notwendige Prüfung über die Wirtschaftiichkeit 
eines eigenen Stadtwerkes nach § 5 des Energie- 
wirtschaftsgesetzes notwendigen Unterlagen 
nicht zur Verfügung stellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 18. Mai 1993 

Die zitierte Zeitungsmeldung zur Stromversorgung in den neuen Bundes- 
ländern ist unzutreffend: 
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Seit der Empfehlung des Bundesverfassungsgerichts für eine außerge- 
richtliche Einigung hat das Bundesministerium für Wirtschaft eine Viel- 
zahl von Gesprächen mit allen Beteiligten geführt. Diese Gespräche sind 
auch seit Mitte Februar 1993 mit hoher Intensität fortgesetzt worden. Dies 
hat dazu beigetragen, daß einige der zunächst ablehnenden Städte und 
Gemeinden inzwischen der Einigung zustimmen, bei anderen eine Zu- 
stimmung kurzfristig zu erwarten ist. 

Zur Vorbereitung eines Antrags nach § 5 des Energiewirtschaftsgesetzes 
auf Genehmigung einer eigenen Stromversorgung sind die Städte insbe- 
sondere auf eine Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Regionalversorger 
angewiesen. Nach den hier vorliegenden Informationen werden die erfor- 
derlichen Daten zur Verfügung gestellt, wobei die Unternehmen den in- 
teressierten Gemeinden in vielen Fällen eine weit darüber hinausgehende 
Hilfestellung geben. Die Treuhandanstalt selbst verfügt demgegenüber 
nicht über die erforderlichen genehmigungsrelevanten Einzeldaten; un- 
abhängig davon werden gezielte Gesprächs wünsche einzelner Gemein- 
den gleichwohl erfüllt. 

Die Bundesregierung erwartet, daß der Streit um die Struktur der ostdeut- 
schen Versorgung in Kürze einvernehmlich beendet werden kann und 
damit für dringend notwendige Investitionen in Milliardenhöhe Hemm- 
nisse und Unsicherheiten beseitigt werden. 


33. Abgeordneter 

Horst 

Sielaif 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
nach denen ein privater Investor für die Errich- 
tung eines Freizeitparks in Thüringen Bundes- 
mittel in Höhe von ca. 90% der gesamten Investi- 
tionssumme erhalten hat, und wie begründet die 
Bundesregierung die derzeit übliche Förderpra- 
xis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 25. Mai 1993 

Der Bundesregierung ist - auch nach Rückfrage beim Thüringer Ministe- 
rium für Wirtschaft und Verkehr - kein Fall bekannt, in dem ein privater 
Investor für die Errichtung eines Freizeitparks in Thüringen Bundesmittel 
in Höhe von 90% der gesamten Investitionssumme erhalten hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


34. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, auf welcher 
Grundlage die kürzlich von der französischen 
Regierung beschlossenen finanziellen Hilfen für 
die Landwirtschaft in Höhe von 445 Mio. DM 
geleistet werden? 
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35. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung diese 
Leistungen an die französische Landwirtschaft 
EG -konform, und wird eine entsprechende 
Zustimmung von der Kommission eingeholt bzw. 
erwartet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 24. Mai 1993 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die französische Regierung beab- 
sichtigt, ein Programm von nationalen Begleitmaßnahmen zur Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik der EG durchzuführen. 

Dabei handelt es sich um ein Bündel von Einzelmaßnahmen mit einem 
zusätzhchen Mittelumfang von 1,5 Mrd. FF (445 Mio. DM). Die Rechts- 
grundlagen für diese beabsichtigten Beihilfen sind nicht bekannt. 

Die französische Regierung wird die genannten Beihüfemaßnahmen vor 
ihrer Einführung der EG-Kommission nach Artikel 93 Abs. 3 EWG-Vertrag 
mitteilen. Es obhegt der EG-Kommission, die beabsichtigten Maßnahmen 
auf ihre Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt zu überprüfen und 
über deren Genehmigung zu entscheiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


36. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Wodurch erklärt sich die in den sozialpolitischen 
Informationen vom 21. April 1993 veröffenthch- 
ten niedrigeren prozentualen Steigerungsraten 
der durchschnittlichen Versicherungsrente von 
Frauen (30. Juni 1990 = 100%, 1. Juli 1993 = 
219,9%) gegenüber der Steigerungsrate der 
durchschnittlichen Versicherungsrente von Män- 
nern (30. Juni 1990 = 100%, 1. Juli 1993 = 
256,6%), und wie will die Bundesregierung 
einem weiteren Auseinanderdriften von Frauen- 
und Männerrenten entgegenwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 24. Mai 1993 

Der stärkere Anstieg der durchschnittlichen Versichertenrente von Män- 
nern ist darauf zurückzuführen, daß insbesondere in den Renten von 
Frauen nach dem Rentenrecht der ehemaligen DDR Bestandteile enthal- 
ten waren, die das Sechste Buch Sozialgesetzbuch nicht kennt und die 
folglich auch nich dynamisiert werden können. Das absolute Gewicht die- 
ser Bestandteile hat sich im Zuge der Rentenangleichung zum 1. Juli 1990 
und der Rentenanpassungen zum 1. Januar und 1. Juli 1991 deuthch er- 
höht und schlägt sich in entsprechend hohen - nach den Regelungen des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch nicht anpassungsfähigen ~ Auffüllbe- 
trägen nieder. Sie betrugen zum 1. Januar 1992 im Durchschnitt in Ver- 
sichertenrenten an Männer 80 DM/Monat und an Frauen 242 DM/Monat. 
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Als Folge der Auffüllbeträge ist der geringere durchschnittliche Anstieg 
der Versichertenrenten an Frauen daher nicht Ausdruck einer Schlechter- 
stellung von Frauen, sondern - im Gegenteil - Folge einer Begünstigung 
durch die Zahlung von Rententeilen, die mit den Grundsätzen des einheit- 
hchen Rentenrechts nicht vereinbar sind, weshalb Frauen in den alten 
Bundesländern vergleichbare Leistungen auch nicht erhalten. In den Auf- 
füllbeträgen liegt zugleich eine wichtige Erklärung dafür, daß die durch- 
schnittlichen Versichertenrenten an Frauen in den neuen Bundesländern 
schon jetzt nicht nur relativ, sondern auch in absoluten Beträgen höher 
sind als die entsprechenden Renten an Frauen in den alten Bundesländern 
(durchschnitthche verfügbare Versichertenrente an Frauen im 1. Halbjahr 
1993: 728 DM in den alten, 861 DM in den neuen Bundesländern), wäh- 
rend die Renten an Männer der neuen Bundesländer betragsmäßig die 
entsprechenden Renten in den alten Bundesländern derzeit noch deutlich 
unterschreiten (durchschnittliche verfügbare Versichertenrente an Män- 
ner im 1. Halbjahr 1993: 1691 DM in den alten, 1295 DM in den neuen 
Bundesländern). 

Solange Auffüllbeträge gezahlt werden, steigen Versichertenrenten an 
Frauen langsamer als die an Männer. Wenn die Auffüllbeträge abgebaut 
sein werden, werden die Renten bei vergleichbarem Versicherungsver- 
lauf in den alten und neuen Bundesländern relativ, d. h. entsprechend dem 
jeweiligen Einkommensniveau, gleich hoch sein und sich auch prozentual 
in gleichem Umfang erhöhen. 


37. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wie viele landwirtschaftliche Betriebe haben in 
den letzten zehn Jahren jeweils von der Möglich- 
keit Gebrauch gemacht, für beide Ehegatten Bei- 
träge in der landwirtschaftlichen Altershilfe zu 
entrichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. Mai 1993 

Von der Möglichkeit der Beitragszahlung durch beide Ehegatten wird 
nach Feststellungen des Gesamtverbandes der landwirtschafthchen 
Alterskassen (GLA) nur in sehr wenigen Einzelfällen Gebrauch gemacht. 


38. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wie viele verheiratete Leistungsempfänger gab 
es demzufolge in den letzten zehn Jahren, bei 
denen beide Ehegatten jeweüs das Altersgeld 
oder das vorzeitige Altersgeld für Ledige bezo- 
gen, und wie haben sich bei dieser Gruppe die 
durchschnittlichen Anwartschaften entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. Mai 1993 

Entsprechend der geringen Inanspruchnahme der Möglichkeit, für beide 
Ehegatten Beiträge zu entrichten, sind die Fälle selten, in denen Alters- 
geld von beiden Ehegatten ohne den Verheirate tenzuschlag bezogen 
wird. 

Zu beiden Fragen können genaue Zahlen leider nicht genannt werden. 
Statistische Auswertungen dieser Fälle sind nach Auskunft des GLA nicht 
möglich. Eine getrennte Aufzeichnung für statistische Zwecke ist für die 
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Aufgabenerfüllung der Träger nicht erforderlich und wird daher nicht vor- 
genommen. Sie dürfte gerade wegen den zur Bedeutungslosigkeit tendie- 
renden Fallzahlen auch nicht sinnvoll sein. 

Aus diesen Gründen können auch keine Aussagen im Hinblick auf die 
Anwartschaften getroffen werden. 

Als Erfahrungswert, der auf langjährigen Beobachtungen der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen im Rahmen der Sachbearbeitung beruht, kann 
nach Auskunft des GLA sowohl für die Beitrags- als auch für die Leistungs- 
seite eine Quote von deutlich unter 1 % genannt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


39. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Auf welcher verfassungsrechtlichen Grundlage 
erfolgten die Aussagen des Bundesministers der 
Verteidigung über den erweiterten Einsatz der 
Bundeswehr in der Anzeigenkampagne „Die 
Engel von Phnom Penh. Betr.: Bundeswehr", und 
wurde der Auftrag zu dieser Anzeigenkampagne 
des Bundesministeriums der Verteidigung öffent- 
lich ausgeschrieben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 21. Mai 1993 

ln den in verschiedenen deutschen Tageszeitungen unter dem Titel „Vor 
neuen Aufgaben Betr.: Bundeswehr" geschalteten Anzeigen hat sich der 
Bundesminister der Verteidigung auf der Grundlage des Verfassungsauf- 
trages der Streitkräfte als das für die Streitkräfte politisch verantwortliche 
Mitglied der Bundesregierung und Inhaber der Befehls- und Kommando- 
gewalt geäußert. Die von den Streitkräften auf der Grundlage des Kabi- 
nettsbeschlusses vom 19. Februar 1992 verfassungskonform wahrzuneh- 
menden neuen Aufgaben sind in den Verteidigungspolitischen Richt- 
linien vom 26. November 1992 wie folgt dargestellt: 

Die Bundeswehr 

~ schützt Deutschland und seine Staatsbürger gegen politische Erpres- 
sung und äußere Gefahr, 

- fördert die militärische Slabilität und die Integration Europas, 

- verteidigt Deutschland und seine Verbündeten, 

- dient dem Weltfrieden und der internationalen Sicherheit im Einklang 
mit der Charta der Vereinten Nationen, 

- hilft bei Katastrophen, rettet aus Notlagen und unterstützt humanitäre 
Aktionen. 

Die Anzeigenaktion wurde von der Agentur realisiert, die 1992 im Rahmen 
einer begrenzten Ausschreibung den überzeugendsten Vorschlag für ein 
zentrales Informationskonzept (Dachkonzept Informationsarbeit Bundes- 
wehr 2000) vorlegen konnte und auf Weisung des Ministers mit der Durch- 
führung beauftrag wurde. 
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40. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


In welchen Zeitungen wurde die Anzeige 
geschaltet, und wie hoch beliefen sich die aufzu- 
schlüsselnden Gesamtkosten der Anzeigenkam- 
pagne? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom21. Mai 1993 


Die Anzeige wurde in 60 regionalen und überregionalen Tageszeitungen 
geschaltet und ist Teil einer aus drei Anzeigen bestehenden Informations- 
aktion, die insgesamt 4,8 Mio. DM kostet. 


41. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


In welchem Ausmaß sind bis jetzt die entlang der 
ehemaligen Demarkationshnie zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR ver- 
legten Minen geräumt worden, und welche 
Kosten sind dadurch bis jetzt entstanden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 27. Mai 1993 

Die ehemalige DDR hatte auf 660 km Grenzlänge seit 1961 mehr als 
1,3 Mio. Minen verschiedener Typen verlegt. Bis 1985 hatten die Grenz- 
truppen zwar die Minensperren geräumt, doch konnte nach Auswertung 
der Verlege- und Räumprotokolle durch die Bundeswehr nach dem 3. Ok- 
tober 1990 für ein rein rechnerisch (einschl. Holzkastenmine PMD-6) er- 
mitteltes Fehl von fast 34 000 Minen ein sicherer Nachweis der Räumung 
oder Vernichtung nicht erbracht werden. Die Grenzabschnitte, in denen 
eine Differenz zwischen der Zahl der verlegten und der bei der Räumung 
vernichteten Minen festgestellt wurde, wurden als nünengefährdet einge- 
stuft. Ihre Gesamtlänge betrug 448,5 km. 

Nach der Entscheidung, die Suche nach Resten der Holzkastenmine 
PMD-6 einzustellen, von der nach menschlichem Ermessen wegen ihrer 
langen Liegezeit im Boden keine Gefährdung mehr ausgeht, reduzierten 
sich die Verdachtsabschnitte auf eine Länge von 151 km. Von diesen wur- 
den bisher ca. 23 km geräumt. Dabei wurden ca. 386 Minen gefunden. 

Die Minennachsuche ist zusammen mit dem Abbau der Grenzbefesti- 
gungsanlagen als einheitlicher Auftrag an private Firmen vergeben wor- 
den. Eine Trennung der Kosten für den Abbau und die Minennachsuche 
ist dabei in der Abrechnung nicht vorgesehen, so daß eine Angabe der 
Kosten allein für die Minennachsuche nicht möglich ist. 

In den Haushaltsjahren 1992, 1993, 1994 ist für die Minennachsuche an 
der ehemaligen innerdeutschen Grenze durchschnittlich jeweils ein 
Betrag von 20 Mio. DM angemeldet worden. 


42. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es zutreffend, daß Griechenland mit Genehmi- 
gung der Bundesregierung nicht nur, wie aus der 
Antwort auf eine schriftliche Frage an die Bun- 
desregierung hervorgeht (Drucksache 12/4735, 
Antwort zu Frage 52), aus Bundeswehrbeständen 
ehemalige NVA-Munition, die zuvor in Halber- 
stadt gelagert war, erhalten hat, sondern auch 
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NVA-Munition, die zuvor wegen des unter- 
schiedlichen Waffensystems von der Bundeswehr 
nicht übernommen wurde, und kann diese Muni- 
tion in Griechenland wegen der unterschied- 
hchen Waffensysteme überhaupt zum Verschie- 
ßen genutzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 26. Mai 1993 


Es ist zutreffend, daß Munition aus Beständen der ehemaligen NVA im 
Rahmen einer Materialhilfe an Griechenland geliefert worden ist. Ein Teil 
dieser Munition war auch in Halberstadt gelagert. Sie kann in Griechen- 
land zum Verschießen genutzt werden. 


43. Abgeordneter Aus welchen Gründen sind Angehörige des Bun- 

Jürgen desministeriums der Verteidigung (BMVg), die 

Koppelin Soldaten der Reserve sind, von Reserveübungen 

(F.D.P.) ausgeschlossen, und ist die Bundesregierung 

bereit, diesen Ausschluß von Reserveübungen für 
Angehörige des BMVg aufzuheben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 25. Mai 1993 


Beamte, Richter und Arbeitnehmer im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung gelten für den Wehrdienst im Verteidigungsfall 
als unabkömmhch gestellt. Damit soll sichergestellt werden, daß die von 
Beamten und Arbeitnehmern der Bundeswehr im Frieden wahr genomme- 
nen Aufgaben im Spannungs- und Verteidigungsfall kontinuierlich fort- 
geführt werden. 

Das gilt auch für die Angehörigen des Ministeriums. Eine Mobilma- 
chungs-Beorderung als Reservist auf eine Soldaten -Stelle für den Vertei- 
digungsfall kann somit für diesen Personenkreis nicht in Betracht kom- 
men. 

Die Angehörigen des Ministeriums ohne Mobilmachungs-Beorderung 
haben jedoch im Rahmen verfügbarer Wehrübungstage die Möglichkeit, 
als Reservisten freiwillig Wehrübungen zu leisten. Hierbei wird insbeson- 
dere berücksichtigt, ob die Wehrübung für die hauptberufliche Tätigkeit 
des Beamten/ Arbeitnehmers nutzbringend ist (aufgabenbezogene 
Üb ungs Verwendung) oder ob ein besonderes dienstliches Interesse bzw. 
ein spezieller Bedarf der Truppe gegeben ist. Ferner können Wehr- 
übungen von nichtbeorderten Beamten/ Angestellten unter Berücksichti- 
gung der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und der Priorität für 
beorderte Reservisten grundsätzhch nur einmal in drei Jahren mit einer 
Dauer von nicht mehr als vier Wochen genehmigt werden. 

Im Ministerium wird daran gedacht, die Bestimmungen für Wehrübungen 
bezüghch der Dauer und Häufigkeit dahin gehend zu ändern, daß Wehr- 
übungen künftig grundsätzlich zweimal in drei Jahren bis zu jeweils zwölf 
Tagen genehmigt werden sollen. Der zeitliche Abstand zwischen den bei- 
den Wehrübungen soll dann mindestens zwölf Monate betragen. 
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44. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, wonach durch die 
zuständigen internationalen Management- 
Agenturen ein gemeinsam zu finanzierender Ent- 
wicklungsvertrag an die Fa. GEC-FERRANTI für 
einen Laser- Warner des „Jäger 90" über ca. 
45 Mio, DM vergeben wurde oder vergeben wer- 
den soll, obwohl dafür nur bei einem Partner 
Bedarf angemeldet ist und ein anderer lediglich 
eine Nachrüst-Option aufrechterhält, und wie 
hoch ist gegebenenfalls der deutsche Finanzie- 
rungsanteil? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 24. Mai 1993 

Die für die Entwicklung des Eurofighters 2000 abgeschlossenen Regie- 
rungsvereinbarungen lassen die Entwicklung von sogenannten „Non 
Common "-Geräten, die nicht alle Teilnehmerstaaten gemeinsam fordern, 


Solche Geräte sind aber ausschließhch von den Staaten zu finanzieren, die 
ihre Beschaffung anstreben. 

Deutschland ist an der Finanzierung des nur von Großbritannien geforder- 
ten Laser-Warners nicht beteiligt. 

Anderslautende Pressemeldungen treffen nicht zu. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


45. Abgeordneter 

Dr. Ingomar 
Hauchler 

(SPD) 


Güt die im Gesundheitsstrukturgesetz vorge- 
schriebene Übergangsregelung, daß der Antrag 
auf fachärzthche Zulassung vor dem 31. Januar 
1993 gestellt und spätestens zum 1. Oktober 1993 
die Aufnahme der Tätigkeit nachgewiesen wer- 
den muß für alle Antragsteller/ Antragstellerin- 
nen, oder ist in Ausnahmefällen eine Verlänge- 
rung der Frist über den Nachweis der Aufnahme 
der Tätigkeit vorgesehen? 


46. Abgeordneter 

Dr. Ingomar 
Hauchler 

(SPD) 


Wie verhält sich die Bundesregierung gegenüber 
dem Zulassungsausschuß in solchen Fällen, in 
denen Frauen, die vor dem 31. Januar 1993 einen 
Antrag auf fachärzthche Zulassung gestellt 
haben, aber aufgrund einer Schwangerschaft und 
dem damit verbundenen Erziehungsurlaub die 
geforderte Frist zur Eröffnung ihrer Praxis nicht 
einhalten können? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Mai 1993 

Nach einer Übergangsregelung im Gesundheitsstrukturgesetz gelten für 
diejenigen Ärzte, die einen Antrag auf Zulassung als Vertragsarzt bis zum 
31. Januar 1993 gestellt, die Vorbereitungszeit bis 1. April 1993 erfüllt und 
ihre vertragsärztliche Tätigkeit bis 1. Oktober 1993 auf genommen haben, 
die neuen Oberversorgungsregelungen noch nicht. Diese Übergangsre- 
gelung sieht grundsätzhch keine Verlängerung der Frist zur Aufnahme 
der Praxistätigkeit vor. Wird die Frist nicht eingehalten, endet grundsätz- 
lich die Zulassung. 

Ist der Vertragsarzt/die Vertragsärztin durch Unfall, Krankheit, Schwan- 
gerschaft oder Entbindung gehindert, die Praxis zu führen, kann er/sie 
sich vertreten lassen. In extremen Ausnahmefällen, in denen die fristge- 
rechte Aufnahme der vertragsärztlichen Tätigkeit durch einen vom Arzt 
nicht zu vertretenden wichtigen Grund (z, B. Zerstörung der Praxis durch 
Brand vor Aufnahme der Tätigkeit) unmöglich wird, halte ich es für 
gerechtfertigt, daß die Zulassung nicht endet, wenn die Praxistätigkeit in 
absehbarer Zeit aufgenommen wird. Den von Ihnen angeführten Erzie- 
hungsurlaub sehe ich nicht als einen solchen Grund an, da er eine Praxis- 
aufnahme nicht unmöglich macht. 

Im übrigen trifft der Zulassungsausschuß für Ärzte seine Entscheidungen 
in eigener Verantwortung. Seine Mitglieder sind an Weisungen nicht ge- 
bunden. Das Bundesministerium für Gesundheit hat auf die Entscheidun- 
gen keinen Einfluß. 


47. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Wie sichert die Bundesregierung, daß die im Rah- 
men des Modellprojektes „Modellregion Psychi- 
atrie" in den Kreisen Bad Liebenwerda, Herzberg 
und Finsterwalde aufgebauten Strukturen einer 
wohnortnahen Versorgung psychisch geschädig- 
ter Patienten über das voraussichthche Ende des 
Modellprojektes zum 31. Dezember 1993 hinaus 
für die Patienten erhalten bleiben? 


48. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Was tut die Bundesregierung dafür, daß die im 
Rahmen des Modellprojektes „Modellregion Psy- 
chiatrie" in den Kreisen Bad Liebenwerda, Herz- 
berg, Finsterwalde eingestellten Mitarbeiter über 
das voraussichtliche Ende des Modellprojektes 
zum 31. Dezember 1993 für die notwendige wei- 
tere Versorgung der Patienten weiterbeschäftigt 
werden können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann- Pohl 
vom 19. Mai 1993 


Das angesprochene Modellprojekt ist Bestandteil eines bundesgeförder- 
ten Programms von 14 Modellregionen in den neuen Ländern, in denen 
beispielhaft der Aufbau einer modernen ambulanten und komplementä- 
ren psychiatrischen Versorgung erprobt werden soll. Für dieses Programm 
wurden im Haushaltsplan für die Jahre 1992 und 1993 zusätzliche Mittel 
bereitgestellt. Da die zusätzlichen Mittel auf das Jahr 1993 begrenzt 
waren, konnte nur eine Bewilligung der Projekte bis 31. Dezember 1993 
ausgesprochen werden. 
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Eine Fortsetzung wird zwar angestrebt, ob jedoch eine Weiterführung 
über den Bewilligungszeitraum hinaus mit Bundesmitteln möglich ist, läßt 
sich erst nach Abschluß der laufenden Haushaltsverhandlungen überblik- 
ken. 


49. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land insgesamt 30 Firmen gentechnologische 
Produkte in sechs Anlagen herstellen dürfen, 
während in den USA 380 Unternehmen mit 300 
genehmigten Produktionsanlagen am Markt 
sind, und wie bewertet die Bundesregierung 
diese Zahlen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19, Mai 1993 


Seit Inkrafttreten des Gentechnikgesetzes wurden nach der Bundesregie- 
rung vorliegenden Informationen in Deutschland sechs gentechnische 
Produktionsanlagen genehmigt. Über genaue Zahlen zu in den USA be- 
triebenen gentechnischen Produktionsanlagen verfügt die Bundesregie- 
rung nicht. Offensichtlich ist die Zahl dieser Anlagen jedoch erheblich 
größer als in der Bundesrepublik Deutschland. Dafür sind nach Ansicht 
der Bundesregierung eine Vielzahl von Gründen ursächlich. Einer der 
Gründe ist auch in den unterschiedlichen rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen zu sehen. 


50. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, 
daß die Einführung erleichterter Bestimmungen 
für die Errichtung und den Betrieb gentechnolo- 
gischer Produktionsanlagen durch eine EG- 
Richtlinie behindert wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Mai 1993 


Das deutsche Gentechnikgesetz beruht u. a. auf der Richthnie 
90/219/EWG über die Anwendung genetisch veränderter Mikroorganis- 
men in geschlossenen Systemen, die im April 1990 beschlossen wurde. Die 
mittlerweile im Vollzug des Gentechnikgesetzes gewonnene Erfahrung 
sowie der heutige Erkenntnisstand in Wissenschaft und Technik machen 
aus Sicht der Bundesregierung Änderungen des Gentechnikrechts einer- 
seits möglich, ohne daß der Schutz von Mensch und Umwelt beeinträch- 
tigt würde, und andererseits notwendig, um die Konkurrenz- und Wettbe- 
werbsfähigkeit der auf dem Gebiet der Gentechnik Tätigen in Forschung 
und Industrie zu stärken. Dereguherungsmaßnahmen des deutschen Gen- 
technikrechts müssen sich dabei allerdings an den durch geltendes EG- 
Recht vorgegebenen Rahmen halten. Dieser Rahmen ist enger, als es der 
Schutz von Mensch und Umwelt erfordert. Die Bundesregierung wird sich 
deshalb um Änderungen des EG-Rechts bemühen. 
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51. Abgeordneter 

Dr, Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Mal 1993 

Die Bundesregierung bereitet derzeit das Erste Gesetz zur Änderung des 
Gentechnikgesetzes vor. Der Entwurf enthält die auf nationaler Ebene 
möglichen Entbürokratisierungsmaßnahmen, die ergriffen werden kön- 
nen, ohne geltendes EG-Recht zu verletzen. Weitergehende Maßnahmen 
hängen von der Zustimmung der übrigen EG-Partner zur Änderung der 
einschlägigen Gentechnik- Richthnien der EG ab. 


Trifft es zu, daß der Erfolg einer Novelle des Gen- 
technologie-Gesetzes im Hinbhck auf die Einfüh- 
rung erleichterter Bestimmungen davon abhängt, 
daß die Partner in der EG sich zu Änderungen der 
Richtlinien bereitfinden? 


52. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung bereits Verhandlungen 
mit den EG-Partnem aufgenommen [- bzw. plant 
die Bundesregierung Verhandlungen -], die das 
Ziel haben, die vielen bürokratischen Hemmnisse 
für gentechnologische Produktionsanlagen EG- 
weit abzubauen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann- Pohl 
vom 19. Mai 1993 

Die Bundesregierung ist bereits in Gesprächen mit der Kommission und 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften mit dem Ziel, sie 
von der Möglichkeit und Notwendigkeit von DereguUerungsmaßnahmen 
im Bereich der Gentechnik zu überzeugen. 


53. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Ansicht, daß es 

Dr. Dieter durch eine Stärkung wettbewerblicher Argu- 

Thomae mente mögÜch ist, WirtschaftUchkeitsreserven im 

(F.D.P.) Bereich Krankentransport und Rettungsdienst für 

die gesetzliche Krankenversicherung zu erschlie- 
ßen, und wie sollte dies geschehen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Mai 1993 

Der Bund hat zwar die Regelungskompetenz für die gesetzliche Kranken- 
versicherung, nicht aber für das Rettungsdienst- und Krankentransport- 
wesen. Letztere liegt ausschließlich bei den Ländern. Unabhängig davon 
scheint es mir aber offensichthch zu sein, daß das Rettungs- und Kranken- 
transportwesen unter systemimmanenten Unwirtschafthchkeiten leidet. 
Sie sind insbesondere durch die monopolartigen Angebotsstrukturen und 
das im Rettungs- und Krankentransportwesen herrschende Selbstkosten- 
deckungsprinzip mit leider wenig aussagefähigen Selbstkostenblättern 
sowie durch zu geringen Einfluß der gesetzlichen Krankenversicherung 
bei der Preisbildung zu erklären. Dadurch ergeben sich Fehlsteuerungen 
volksiwirtschafthcher Ressourcen, die angesichts der Finanzprobleme der 
gesetzlichen Krankenversicherung und auch der Finanzlage der öffent- 
lichen Haushalte nicht länger tragbar sind. 
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Mit dem Gesundheitsstrukturgesetz ist die Preissteigerung der Leistun- 
gen der gesetzlichen Krankenversicherung für Rettungs- und Kranken- 
transportfahrten innerhalb der Jahre 1993 bis 1995 höchstens auf die Stei- 
gerung der durchschnittlichen Löhne und Gehälter begrenzt worden. 
Außerdem hat der Gesetzgeber die Pflicht der Krankenkassen im Gesetz 
verankert, darauf zu achten, daß keine monopolartigen Strukturen im Ret- 
tungsdienst geschaffen oder festge schrieben werden. So sind die Kran- 
kenkassen gehalten, jeweils preisgünstige Anbieter auszuwählen. Mit 
dieser gesetzlichen Regelung haben sowohl der Bund als auch die Länder 
zu erkennen gegeben, daß das Rettungs- und Krankentransportwesen im 
Rahmen bedarfsplanerischer Orientierungen durch die Länder auch wett- 
bewerblich zu steuern ist und daß das Selbstkostendeckungsprinzip allein 
nicht geeignet ist, wirtschaftliche Angebotsstrukturen zu schaffen. Ebenso 
wie im Krankenhausbereich das Selbstkostendeckungsprinzip durch das 
GSG aufgehoben wurde, müssen auch im Rettungs- und Krankentrans- 
portwesen zukünftig andere Wirtschaftlichkeitskriterien zur Anwendung 
kommen. Bei dem Votum für eine wettbewerbliche Steuerung des Ret- 
tungs- und Krankentransportwesens ist zu berücksichtigen, daß dieser 
Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge zuzurechnen ist, wie z. B. die 
Deutsche Bundesbahn, die Post, das Telefonnetz, die Flugsicherung. Dies 
bedeutet jedoch nicht, daß die Aufgabe durch staatliche oder nicht wett- 
bewerblich orientierte Institutionen durchzuführen ist, wie z. B. jüngst die 
Privatisierung der Flugsicherung zeigt. Es bedeutet lediglich, daß von den 
gesetzlichen Rahmenbedingungen her Sorge dafür zu tragen ist, daß 
keine unerwünschten Auswirkungen von diesem Wettbewerb ausgehen. 
Konkret bedeutet dies, daß alle Anbieter, die am Rettungs- und Kranken- 
transportwesen teilnehmen wollen, bestimmten quahtativen Vorausset- 
zungen genügen müssen, um die Genehmigung zur Leistungserbringung 
vom Land oder der Kommune zu erhalten. Objektive Bedarfsprüfungen 
sind in diesem System überflüssig, wettbewerbshemmend und kostentrei- 
bend. Allenfalls könnte m. E. daran gedacht werden, ähnlich wie bei der 
Zulassung von Taxen, eine Zulassungsbegrenzung für den Fall nachweis- 
lich „ruinöser Konkurrenz" vorzusehen. 

Ein derartiges System begrenzter wettbewerblicher Steuerung durch un- 
terschiedliche Anbieter im Rahmen der von den Ländern neugeschaffe- 
nen Rettungsdienstgesetze wäre geeignet, die Aufrechterhaltung eines 
leistungsfähigen Rettungs- und Krankentransportwesens bei gleichzei- 
tiger wirtschaftlicher Finanzierung dieser Dienste sicherzustellen. Bei 
sachgerechter Auslegung der Rettungsdienstgesetze der Länder ist m. E. 
der hier vertretene wettbewerbliche Ansatz auch mit den gegebenen ge- 
setzlichen Rahmenbedingungen in den meisten Ländern kompatibel. Auf- 
grund der Vorteile staatlicher und gemeinnütziger Organisationen gegen- 
über privaten Anbietern - öffentliche Zuschüsse, Einsatz von Spendengel- 
dern, Einsatz ehrenamtlicher Mitarbeiter, Einsatz von Zivildienstleisten- 
den und Steuerbefreiung - würde dieser Ansatz auch den staatlichen und 
gemeinnützigen Organisationen eine gute Zukunftschance belassen. 

Um diese Strategie umzusetzen, könnten die gesetzlichen Krankenkassen 
überall dort, wo preisgünstige Anbieter existieren, Festbeträge auf der 
Basis dieser Preise bilden und die Versicherten sowie Ärzte entsprechend 
informieren. Eine in dieser Hinsicht gezielte ärztliche Verordnung von 
Krankentransport unter Berücksichtigung der preisgünstigen Anbieter 
könnte diesen Ansatz wirkungsvoll flankieren. Dies dürfte in vielen Län- 
dern und Regionen möglich sein. Lediglich bei Notfällen wären die Kran- 
kenkassen gemäß § 13 Abs. 3 SGB V verpflichtet, ihren Versicherten die 
Preise teurerer Anbieter zu vergüten. Ich gehe allerdings davon aus, daß 
diese Situation vermutlich nur von begrenzter Dauer wäre, denn es dürf- 
ten sich bald auch günstigere Anbieter zur Versorgung der Notfallpatien- 
ten finden. 
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54. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussagen 
des Verfassungsrechtlers Prof. Dr. Kirchner, der 
in einem ausführlichen Rechtsgutachten verfas- 
sungs-, europa- und kartellrechtliche Bedenken 
gegen bestehende Rettungsdienstgesetze der 
Länder und ihre Anwendung erhoben hat, und 
welche Rückschlüsse zieht sie ggf. daraus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Mai 1993 


Die Bundesregierung hat das Rechtsgutachten von Prof. Dr. Kirchner, 
Hannover, mit Interesse zur Kenntnis genommen. Dieses Gutachten un- 
tersucht im wesentlichen die Frage, ob die Rettungsdienstgesetze der Län- 
der mit höherrangigem Bundes- oder Europarecht (Wettbewerbs- und 
Kartellrecht, Verfassungsrecht sowie europarechtlich garantiertes Nie- 
derlassungs- und Dienstleistungsfreiheitsrecht) vereinbar sind. Prof. Dr. 
Kirchner kommt zu der Schlußfolgerung, daß die landesrechtlichen Vor- 
schriften zur Bedarfsprüfung, die gegen das Kartell- und Wettbewerbs- 
recht verstoßen, keine Bindungswirkung für die Zulassungsinstanzen ent- 
falten können und damit die Bedarfsprüfung durch Länder und Kommu- 
nen insoweit ohne rechtliche Grundlage erfolge. Die Länder seien deshalb 
bei der landesrechtlichen Regelung der Notfallrettung verpflichtet, eine 
Regelungsvariante zu wählen, die am wenigsten in die Wettbewerbsfrei- 
heit existierender Märkte eingreife. Die Marktabschließung des Marktes 
für qualifizierten Krankentransport verstoße gegen dieses Gebot und sei 
deshalb von der den Ländern im Sechsten Gesetz zur Änderung des Perso- 
nenbeförderungsgesetzes eingeräumten Kompetenz nicht gedeckt. 


Bei der verfassungsrechtlichen Prüfung kommt Prof. Dr. Kirchner zu dem 
Ergebnis, daß objektive Zulassungsschranken im Rettungs- und Kranken- 
transportwesen gegen Artikel 12 und 14 GG verstoßen, da ihre Aufrecht- 
erhaltung für die Sicherstellung dieser Dienste nicht notwendig ist. Nach 
Meinung von Prof. Dr. Kirchner verstößt auch die Errichtung objektiver 
Zulassungsschranken in den Rettungsdienstgesetzen der Länder gegen 
die europarechtlich gewährleistete Niederlassungsfreiheit. So kommt er 
auch aus europarechtlichen Überlegungen zu ähnlichen Schlußfolgerun- 
gen wie aus kartellrechtlicher und verfassungsrechtlicher Sicht. 


Mit dem Ergebnis des Rechtsgutachtens von Prof. Dr. Kirchner müssen 
sich vor allem die für den Rettungsdienst- und das Krankentransportwe- 
sen zuständigen Länder befassen. Insofern bleibt deren Reaktion auf die- 
ses Rechtsgutachten abzuwarten. Aus der Sicht der Bundesregierung 
kann ich nur darauf hinweisen, daß bei der Beratung über das Sechste 
Gesetz zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes (1988/89) die 
Bundesregierung der Verlagerung der Regelungskompetenz für die Kran- 
kentransporte von der Bundesebene auf die Landesebene nur unter der 
Bedingung zugestimmt hat, daß dadurch keine Ausschaltung privater 
Wettbewerber erfolge. Ausdrücklich forderte die Bundesregierung, daß 
künftige landesrechtliche Regelungen für den Krankentransport die Mög- 
lichkeit einer Beteiligung privater Unternehmen sicherstellen. Diese Be- 
wertung nahm die Bundesregierung aus wirtschaftspolitischen und ver- 
fassungsrechtlichen Überlegungen vor (vgl. Drucksache 11/2170 vom 
20. April 1988 und Drucksache 11/4224 vom 16. März 1989). 
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55. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(F.D.P.) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Mai 1993 

Der Bundesregierung stehen wegen der Kompetenzverteilung keine di- 
rekten Einwirkungsmöglichkeiten zur Verfügung. Sollten nach landes- 
oder kommunalrechtlichen Vorschriften gebildete Gebührenanhebungen 
erfolgen, die über der Einnahmenentwicklung der gesetzlichen Kranken- 
kassen liegen, sind die Krankenkassen gehalten, andere preisgünstigere 
Versofgungsmöglichkeiten wahrzunehmen, auch um die Versicherten vor 
überhöhten Eigenleistungen gerade beim Rettungs- und Krankentrans- 
port zu bewahren. Hier bietet sich an, gemäß § 133 Abs. 2 SGB V Festbe- 
träge auf der Basis günstigerer Anbieter festzusetzen und den Versicher- 
ten und Ärzten die günstigen Anbieter, die zum Festbetrag ihre Leistun- 
gen erbringen, mitzuteilen. Dort, wo noch keine günstigeren Anbieter von 
Rettungsdiensten vertreten sind, müssen die Kassen ihre Suche nach 
preisgünstigeren Anbietern intensivieren. Diese Strategie dürfte überall 
dort erfolgreich sein, wo es sich nicht um Notfälle handelt. Da in Notfällen 
der Versicherte nicht ohne weiteres auf preisgünstigere Anbieter verwie- 
sen werden kann, muß in diesen Fällen von der Kasse auch ein höherer 
Preis akzeptiert werden, um den Versicherten nicht schutzlos zu lassen. 
Diese Rechtsfolge ergibt sich aus dem in § 13 Abs. 3 SGB V normierten all- 
gemeinen Grundsatz, wonach die Krankenkasse in den Fällen, in denen 
sie eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen kann, die 
notwendigen Kosten in der tatsächlich entstandenen Höhe zu überneh- 
men hat. Ergänzend verweise ich auf meine Antwort zu Frage 53, in der ich 
bereits darauf hingewiesen habe, daß ich davon ausgehe, daß es nur eine 
Frage der Zeit ist, bis sich auch für Notfalltransporte, die im übrigen nur 
einen kleineren Teil der hier in Frage stehenden Leistungen ausmachen, 
genügend günstigere Anbieter finden. 

Im Kreis Uelzen sind auch nach meiner Kenntnis ab 1. April 1993 Gebüh- 
renanhebungen zu verzeichnen, die beim Krankenwagen über 100%, 
beim Rettungswagen fast 200% und beim Notarztfahrzeug über 200% 
betragen. Krankenkassen dürfen dies nicht widerspruchslos hinnehmen 
und müssen die ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten nutzen, 
um solche Gebührenanhebungen zu verhindern oder rückgängig zu ma- 
chen, z. B. durch Ausfindigmachen preisgünstigerer Anbieter oder Fest- 
setzung von Festbeträgen. 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, wenn 
Kommunen und Kreise die Gebühren für Kran- 
kentransport und Rettungsdienst zu Lasten der 
gesetzlichen Krankenversicherung wesentlich 
stärker anheben, als es das Gesundheitsstruktur- 
gesetz vorsieht (§ 133 SGB V), und wie beurteilt 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
die Vorgänge im Kreis Uelzen, die ab 1. April (!) 
1993 zum Teil zu Preiserhöhungen pro Einsatz 
von über 100% führen? 


56. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Krankenkassen bisher nach meiner 
Kenntnis fast ausnahmslos auf die Festsetzung 
von Festbeträgen im Krankentransport und Ret- 
tungsdienst verzichtet haben und es zum Teil 
gezielt ablehnen, mit preiswerten privaten An- 
bietern Verträge abzuschließen, obwohl diese in 
jeder Hinsicht zu qualitativ gleichwertigen Be- 
dingungen anbieten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Mai 1993 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß die Krankenkassen von ihren 
Möglichkeiten mit Hilfe von Festbeträgen Einfluß auf die Preisgestaltung 
und damit auf die Wirtschaftlichkeit des Rettungs- und Krankentransport- 
wesens zu nehmen, bisher zu wenig Gebrauch gemacht haben. Nach mei- 
ner Kenntnis gibt es gegenwärtig nur eine Region, in der die Krankenkas- 
sen bisher Festbeträge festgesetzt haben (Köln). Allerdings werden ge- 
genwärtig weitere Festbeträge für andere Regionen vorbereitet. Wenig 
verständlich ist mir auch, warum Krankenkassen es häufig ablehnen, mit 
günstigeren Anbietern Verträge zu schließen, obwohl die günstigeren 
Anbieter unter den gleichen qualitativen Bedingungen arbeiten. Die 
Krankenkassen sind bereits nach den allgemeinen Vorschriften des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch verpflichtet, auf die wirtschaftliche Erbrin- 
gung der Leistungen zu achten (vgl. §§ 2 und 12 SGB V). Zudem ist aus- 
drücklich in den § 133 Abs. 1 SGB V die Regelung aufgenommen worden, 
daß sich die Preisvereinbarungen bei Rettungs- und Krankentransportlei- 
stungen an möglichst preisgünstigen Versorgungsmöglichkeiten auszu- 
richten haben. Ich erwarte nunmehr, daß die Krankenkassen ihre zögerli- 
che Haltung bei Vertragsschlüssen mit preisgünstigeren Anbietern und 
bei der Festsetzung von Festbeträgen in diesem Bereich aufgeben. Nur auf 
diese Weise kann es m. E. gelingen, bestehende Wirtschaftlichkeitsreser- 
ven im Rettungs- und Krankentransportwesen zu erschließen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


57. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe förderte der Bund im Kreis Soest 
den Bau von Fahrradwegen in den Jahren 1982 
bis 1992? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Mai 1993 

Der Radwegebau im Kreis Soest wurde in den Jahren 1982 bis 1992 mit 
5,33 Mio. DM aus Bundesmitteln gefördert. 


58. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


Wie hoch ist der Anteü der in der Bundesrepublik 
Deutschland 1992 zugelassenen Kraftfahrzeuge 
mit großem Aktivkohle füter an allen 1992 in der 
Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Fahr- 
zeugen, und durch welche Maßnahmen hat die 
Bundesregierung die Bereitschaft der Automobil- 
industrie gefördert, bei neu zugelassenen Kraft- 
fahrzeugtypen große Aktivkohlefüter einzu- 
bauen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. Mai 1993 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob Fahrzeuge mit großem Kohle- 
filter in der Bundesrepublik Deutschland verkehren, da diese Technik 
nicht Gegenstand der Maßnahmen der Bundesregierung ist und somit 
auch nicht in der Statistik des Kraftfahrt-Bundesamtes erfaßt wird. 

Durch den Dreiwege -Katalysator sowie einen entsprechend dimensio- 
nierten „kleinen" Kohlefilter wurden die Kohlenwasserstoffemissionen 
fahrzeugseitig wesentlich vermindert. 

Hinzu kommt die tankstellenseitige Lösung (Gaspendel verfahren 21. 
BImSchV). Mit beiden Lösungen ist insgesamt ein großer Wirkungsgrad 
der Reduzierung der Kohlenwasserstoffemissionen erreicht und schnell 
umgesetzt worden. 

Dieser Weg wird auch bei der EG verfolgt. 

Neben Problemen der räumlichen Unterbringung des großen Kohlenkani- 
sters im Fahrzeug (zusätzüch zum kleinen Kohlenkanister, in Crashzone, 
höheres Fahrzeuggewicht, größere Fahrzeugdimension) bestehen zudem 
große sicherheitstechnische Bedenken bezüglich des Brandschutzes (Un- 
tersuchungen in den USA). Eine Änderung der technischen Vorschriften, 
die nur im Rahmen der EG möglich wäre, ist z. Z. nicht vorgesehen. 


59. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Müller 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung das Urteil des Oberlan- 
desgerichts Düsseldorf, das in der Berufungs- 
instanz eine Autofahrt im Haschischrausch für 
straffrei erklärt hat, bekannt, und denkt die Bun- 
desregierung an eine Gesetzesinitiative, um einer 
Gefährdung der Verkehrsteilnehmer durch Dro- 
gensüchtige entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Mai 1993 

Das Urteil des OLG Düsseldorf ist der Bundesregierung aus Pressemittei- 
lungen bekannt. 

Eine Verurteilung nach § 316 Strafgesetzbuch ist möglich, wenn in Folge 
des Genusses berauschender Mittel eine konkrete Beeinträchtigung der 
Fahruntüchtigkeit festgestellt werden kann. Eine Gesetzesinitiative zur 
Änderung der strafrechtlichen Bestimmungen ist insoweit nicht erforder- 
lich. Von Bedeutung ist allerdings, daß mit Hilfe der medizinischen Wis- 
senschaft Grenzwerte oder Kriterien entwickelt werden, um mit der erfor- 
derlichen Zuverlässigkeit Aussagen darüber treffen zu können, wann be- 
stimmte Drogen und bestimmte Mengen dieser Drogen zu einer Fahrun- 
tüchtigkeit führen. Die Bundesregierung hat die Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen beauftragt, eine Bestandsaufnahme über die bisherigen Er- 
kenntnisse durchzuführen und ggf. weiteren Forschungsbedarf festzustel- 
len. 


60. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Müller 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung das Ergebnis zentraler 
Kontrollen in der Schweiz bekannt, wo zum Teil 
mehr Autofahrer unter Einfluß von Drogen am 
Steuer saßen als unter Alkohol? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Mai 1993 


Der Bericht über die Untersuchungen in der Schweiz hegt der Bundes- 
regierung zur Zeit noch nicht vor. Es ist aber beabsichtigt, daß auch diese 
Untersuchungen durch die Bundesanstalt für Straßenwesen ausgewertet 
und bei ihrer Bestandsaufnahme berücksichtigt werden. 


61. Abgeordneter 
Werner 
Ringkamp 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Öster- 
reich eine Möghchkeit gefunden wurde, Drogen 
im Körper von Autofahrern durch einen entspre- 
chenden Meßautomaten nachzuweisen, und 
plant die Bundesregierung zur Erhöhung der Si- 
cherheit auf deutschen Straßen, vergleichbare 
Geräte auch in der Bundesrepublik Deutschland 
einzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. Mai 1993 


In Österreich wird zur Zeit im Bereich der Bundespolizei Wien ein Ana- 
lysegerät erprobt, Fahrzeugführer, bei denen ein Verdacht auf Drogen 
besteht, zu untersuchen. Mit diesem Gerät können Drogen wie Cannabis, 
Kokain und Opiate in Urinproben nachgewiesen werden. Für Straßenkon- 
trollen ist dieses Verfahren daher allerdings kaum geeignet. Für die Ver- 
kehrssicherheit ist aber neben dieser Frage der Untersuchungen im Rah- 
men von medizinischen Gutachten von Bedeutung, daß auch geeignete 
Verfahren zum Erkennen drogenbedingter Beeinträchtigung der Fahr- 
tauglichkeit für die tägliche Kontrollpraxis entwickelt werden. Die Bun- 
desregierung hat deshalb die Bundesanstalt für Straßenwesen beauftragt, 
Möglichkeiten praxisgerechter Verfahren zu untersuchen. 


62. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wie setzen sich die Ausgleichszahlungen der 
Bundesregierung an die Deutsche Bundesbahn 
für Verluste im öffentlichen Schienenpersonen- 
nahverkehr nach einzelnen Verkehrsverbünden 
und nach Strecken zusammen? 


63. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wie setzen sich die Ausgleichszahlungen der 
Bundesregierung an die Deutsche Bundesbahn 
für Verluste im öffenthchen Schienenpersonen- 
nahverkehr bezogen auf die einzelnen Bundes- 
länder zusammen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. Mai 1993 

Die Bundesleistungen an die Deutsche Bundesbahn (DB) für den Schie- 
nenpersone nnahverkehr (SPNV) betrugen im Geschäftsjahr 1991 auf ge- 
teilt auf die Bundesländer, in denen die DB SPNV-Leistungen erbringt: 
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Mio. DM 

% 

1 

Baden-Württemberg 

569,5 

15,6 

2 

Bayern 

796,9 

21,8 

3 

Bremen 

13,3 

0,4 

4 

Hamburg 

94,4 

2,6 

5 

Hessen 

485,5 

13,3 

6 

Niedersachsen 

425,7 

11,6 

7 

N or drhein- W estf alen 

803,2 

21,9 

8 

Rheinland-Pfalz 

273,3 

7,5 

9 

Saarland 

58,6 

1 1,6 

10 

Schleswig-Holstein 

140,8 

3,8 


Eine strecken- oder linienbezogene Zuordnung der Ausgleichsleistungen 
für diese Bundesländer wird die DB bis Ende 1994 auf gestellt haben. 


64. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Trifft die Behauptung zu, die der DB-Vorstands- 
vor sitz ende Heinz Dürr in einem Schreiben an 
den Münchner Bürgermeister Christian Ude auf- 
gestellt hat, daß nämlich 1983 der damalige Ober- 
bürgermeister Kiesl den zwischenzeitlich wegen 
Bestechung verurteilten Unternehmer Helmut 
Schmid (ELSID) der Bahn als „Vermittler" für 
Grundstücksgeschäfte nahegebracht habe? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 19. Mai 1993 

Die angesprochene Aussage des Vorstands vor sitzenden der Deutschen 
Bundesbahn, Heinz Dürr, ist nach Aussage der Deutschen Bundesbahn als 
Erwiderung darauf zu sehen, daß der Bürgermeister der Landeshauptstadt 
München, Christian Ude, in einem Schreiben die Möglichkeit angespro- 
chen hatte, daß es der Deutschen Bundesbahn bei der geplanten Stille- 
gung des Ausbesserungswerkes München- Freimann „in erster Linie um 
die weiteren Geschäftsbeziehungen eines stadt- und gerichtsbekannten 
Immobilienmaklers" gehen könne. Darüber hinaus ist die Aussage vor 
dem Hintergrund zu sehen, daß Helmut Schmid bereits seit Anfang der 
70er Jahre in vertraglichen Beziehungen zur Bundesbahndirektion Mün- 
chen stand und Oberbürgermeister Kiesl erst 1978 sein Amt als Oberbür- 
germeister der Landeshauptstadt München antrat. 

Nach Aufzeichnungen der Bundesbahn teilte Oberbürgermeister Kiesl die 
Auffassung von der Zweckmäßigkeit der Einschaltung von Projektent- 
wicklern und hat dabei als einen denkbaren Ansprechpartner den bei der 
Deutschen Bundesbahn bereits bekannten Helmut Schmid genannt, ge- 
gen den zu diesem Zeitpunkt keine der heutigen Vorwürfe Vorlagen. 


65. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


In welcher Form und zu welchen Zeitpunkten 
haben sich der CSU-Politiker Kiesl oder andere 
damalige Vertreter der Landeshauptstadt oder 
andere Politiker für die Einschaltung beziehungs- 
weise Beibehaltung von Helmut Schmid als „Ver- 
mittler" bei Grundstücksverwertungen der Bun- 
desbahn verwendet? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 19, Mai 1993 

Seit Anfang der 70er Jahre bestanden vertragliche Beziehungen zwischen 
der Bundesbahndirektion München und Helmut Schmid. Besonders im 
Zusammenhang mit der Bebauung von DB-Erbbaurechtsflächen durch 
Helmut Schmid und bei der Durchführung von Projektentwicklungsver- 
trägen war dabei zwangsläufig auch ein ständiger Kontakt von Helmut 
Schmid zur Landeshauptstadt München gegeben. 

Ob und gegebenenfalls welche Vertreter der Landeshauptstadt oder an- 
dere Politiker sich in dieser Zeit für Helmut Schmid eingesetzt haben, ist 
nach der Aktenlage der Bundesbahn nicht erkennbar. 


66, Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn, Helmut 
Schmid auch künftig bei der Verwertung von 
Grundstücken der Deutschen Bundesbahn einzu- 
schalten, oder will sie andere private Personen 
oder Firmen als „Vermittler" einschalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 19. Mai 1993 

Alle Verwertungs Verträge mit Helmut Schmid wurden von der Deutschen 
Bundesbahn gekündigt. Anstehende Arbeiten werden derzeit durch die 
Bundesbahndirektion München erledigt. 

Über die Art der künftigen Verwertung von Bahn-Grundstücken kann 
wegen noch ausstehender Entscheidungen hinsichtlich der Struktur- 
reform der Bundeseisenbahnen noch keine Aussage gemacht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Elektro- 
nik-Schrott (z. B. Computer, Fernseher, Radios, 
Video-Geräte usw.) als „Gebraucht-Geräte" 
deklariert nach Osteuropa und Übersee expor- 
tiert und dort unsachgerecht entsorgt (z. B. auf 
ungeeigneten Deponien plattgewalzt) werden, 
und was beabsichtigt die Bundesregierung dage- 
gen zu unternehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 25. Mai 1993 

Soweit - wie in der Frage unterstellt — ausgediente Elektronik tatsächlich 
Abfall im Sinne des Abfallgesetzes ist und die nach diesem Gesetz beste- 
henden Exportverbote durch falsche Deklarationen umgangen werden, 
sind die für den Vollzug des Abfallgesetzes zuständigen Überwachungs- 
behörden und die Strafverfolgungsbehörden der Länder gefordert, gel- 
tendes Recht konsequent anzuwenden. 


67. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 
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Entsprechend der gemeinsamen Erklärung der Umweltminister des Bun- 
des und der Länder vom 14. September 1992 zur Frage der Abfallexporte 
ist davon auszugehen, daß die Länder Ausfuhrgenehmigungen für Abfälle 
in Staaten Ost- und Mitteleuropas nicht mehr erteilen. Dieses faktische 
Exportverbot wird demnächst weiter durch EG- und nationales Recht 
abgesichert: Abfälle (nicht verwertbare Rückstände) dürfen nach Inkraft- 
treten dieser Regelungen nur noch in EG- und EFTA-Staaten verbracht 
werden. 


68, Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung vorzuschrei- 
ben, daß nur amtlich zugelassene Entsorgungs- 
untemehmen Elektronik- Schrott entsorgen dür- 
fen, und wann ist mit entsprechenden Vorschrif- 
ten zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 25. Mai 1993 

Nach den Vorstellungen des Bundesministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit zur künftigen Elektronik- Schrott- Verord- 
nung sollen mit der Verwertung und Entsorgung von Elektronik- Schrott 
nur Unternehmen beauftragt werden, die durch Gutachten unabhängiger 
Sachverständiger (z. B. des TÜV) daraufhin überprüft werden, daß sie die 
Anforderungen des Abfallgesetzes und der Elektronik-Schrott-Verord- 
nung erfüllen. Soweit alte Elektronik Abfall ist, regelt sich Zulassung, 
Errichtung und Betrieb von Anlagen, die solche Abfälle behandeln, nach 
§ 7 Abfallgesetz und den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes. 

Zum Inkrafttreten der Elektronik- Schrott- Verordnung hat die Bundesre- 
gierung in ihrer Antwort vom 28. April 1993 (Drucksache 12/4820) auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 10. März 1993 (Drucksache 
12/4562) ausführlich Stellung genommen. Zusammenfassend ist festzu- 
stellen, daß mit dieser Verordnung erstmals langlebige Konsum- und Inve- 
stitionsgüter erfaßt werden. Die hierdurch bedingten Auswirkungen einer 
derartigen Verordnung bedürfen daher einer besonders sorgfältigen Vor- 
bereitung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


69. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche Planungen gibt es seitens der Deutschen 
Bundespost, in meiner Heimatstadt Lübeck bis- 
her existierende Postämter zu schließen oder bei 
ihnen das Angebot einzuschränken, und wie wer- 
den bei den Postämtern die jeweiligen Vorstel- 
lungen im einzelnen begründet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 25. Mai 1993 


Derzeit wird das Vertriebsfilialnetz der Deutschen Bundespost POST- 
DIENST bundesweit in Städten mit über 20000 Einwohnern auf seine 
Übereinstimmung mit den Organisationsrichtlinien überprüft. Anlaß der 
Überprüfung ist die Tatsache, daß in größeren Städten Kunden häufig im 
näheren Umfeld mehrere Fihalen zur Auswahl haben, dort aber wegen der 
stark rückläufigen Nachfrage nicht alle Schalter besetzt und die Öffnungs- 
zeiten zum Teil eingeschränkt sind. Aus der Sicht des Unternehmens ist 
dem Kunden mehr gedient, wenn er entsprechend den organisatorischen 
Vorgaben nur eine Vertriebsfiliale im 2000-Meter-Radius vorfindet, dafür 
aber dort im Rahmen angemessener Öffnungszeiten sofort und kompetent 
bedient wird. 

Auch Lübeck ist in diese Untersuchung einbezogen, Ergebnisse liegen 
jedoch noch nicht vor. 

An Einschränkungen des Angebots der Vertriebsfilialen ist nicht gedacht. 


70. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Zu welchem Zeitpunkt sind derartige Entschei- 
dungen - sollten sie noch nicht getroffen sein - zu 
erwarten, und nach welchen Kriterien erfolgen 
ggf. Schließungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 25. Mai 1993 


Die Ergebnisse der Filialnetzüberprüfungen liegen frühestens im Sommer 
dieses Jahres vor, so daß nicht vor Spätsommer/Herbst Entscheidungen 
über mögliche Schließungen von Postämtern zu erwarten sind. 

Zu einer Schließung wird es dabei im Einzelfall nur kommen, wenn in 
zumutbarer Entfernung Vertriebsfihalen mit der Kapazität zur Aufnahme 
der zusätzlichen Nachfrage vorhanden sind. 


71. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Bestehen zum jetzigen Zeitpunkt bereits kon- 
krete Vorstellungen für Ersatzangebote für Post- 
kunden von zur Schließung anstehenden Postäm- 
tern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 25. Mai 1993 


Da das Nachfragepotential aus aufzuhebenden Filialen von Nachbar- 
ämtern auf genommen werden soll, ist ein „Ersatzangebot" nicht vorgese- 
hen. Das zeithche und - falls entsprechende Tests erfolgreich verlaufen - 
auch das inhaltliche Dienstleistungsangebot in den verbleibenden Fihalen 
wird sich jedoch in vielen Fällen verbessern. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


72. Abgeordneter 

Otto 

Reschke 

(SPD) 


Handelt es sich bei dem vom Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau er- 
arbeiteten und veröffenthchten „Raumordnungs- 
pohtischen Orientierungsrahmen" um ein in der 
Bundesregierung abgestimmtes Konzept, und 
falls dies nicht der Fall ist, welche Verbindlichkeit 
hat dieser Orientierungsrahmen für die Förderpo- 
litiken insbesondere die regionale Wirtschaftspo- 
litik der Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 24. Mai 1993 

Der Raumordnungspolitische Orientierungsrahmen ist die - zwichen den 
für Raumordnung und Landesplanung zuständigen Ressorts von Bund 
und Ländern abgestimmte - Position für die weitere Entwicklung des 
Bundesgebietes. Er ist vom Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau erarbeitet und von der Ministerkonferenz für Rau- 
mordnung in ihrer Sitzung am 27. November 1992 einstimmig angenom- 
men worden. Innerhalb der Bundesregierung ist er nicht abgestimmt. 

Die Konkretisierung der Aussagen des Orientierungsrahmens wird 
schrittweise im Rahmen der Ministerkonferenz für Raumordnung erfol- 
gen. Ziel ist eine von Bund und Ländern gemeinsam getragene Raumord- 
nungspolitik: Auf Bundesebene bringt das Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die im Orientierungsrahmen 
entwickelten Vorstellungen in die Planungen der jeweüs zuständigen 
Bundesministerien ein. Dabei wird jeweils überprüft, ob und in welcher 
Form diese Vorstellungen in die Fachplanungen umgesetzt werden. 


73. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 

Semper 

(F.D.P.) 


Sieht die Bundesregierung Möghchkeiten, durch 
eine Bundesbürgschaft oder ähnhche Maßnah- 
men zugunsten von Eigenheimbauherren den 
Zeitraum vom Auflassungsvermerk bis zur Aus- 
zahlung beantragter Förder- und Kreditmittel 
finanziell zu überbrücken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 24. Mai 1993 

Nach den Richtlinien für die Übernahme von Bürgschaften zur Förderung 
des Wohnungswesens in den neuen Ländern vom 27. August 1990 können 
Bürgschaften für Darlehen übernommen werden, mit denen die Errich- 
tung von Eigenheimen oder Eigentumswohnungen finanziert werden soll. 
Die Bürgschaften können auch übernommen werden, wenn im Zeitpunkt 
der Darlehensgewährung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
noch, keine dingliche Sicherheit bestellt werden kann. Dieser Fall kann 
auch vorliegen, wenn bereits eine Auflassungsvormerkung eingetragen 
ist, die Eintragung des Eigentums sich aber aus tatsächlichen Gründen 
verzögert. Förderkredite der Länder können allerdings nicht verbürgt 
werden. Insoweit muß auf die Förderbestimmungen der Länder verwiesen 
werden. Mit dieser Regelung wurde frühzeitig den Schwierigkeiten im 
Grundbuchwesen in den neuen Ländern Rechnung getragen. 
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Das Bürgschaftsverfahren wird im Auftrag des Bundes zentral von der In- 
vestitionsbank Berlin (früher WBK) für die neuen Länder durchgeführt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 


74. Abgeordneter 

Dr. Walter Franz 
Altherr 

(CDU/CSU) 


Ist es korrekt, daß es zu einer erheblichen Ein- 
schränkung der Bewilligung von Forschungsmit- 
teln bei der Erforschung von Stoffwechselerkran- 
kungen kommt, und wie wird diese Kürzung 
begründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Mai 1993 

Die Fördermittel für die Erforschung von Stoffwechselkrankheiten sind 
nicht eingeschränkt worden. Im Gegenteil, durch die Einrichtung neuer 
Förderschwerpunkte zu den Themen „Fertilitäts Störungen", „Osteopo- 
rose" und „Morbus Parkinson" (die Fördermittel betragen insgesamt ca. 
28,5 Mio. DM) sowie im Rahmen der Aufbauförderung in den neuen Bun- 
desländern wurde die Forschungsförderung zum Thema „Stoffwechsel- 
krankheiten" erheblich ausgeweitet. So werden an den Universitäten 
Rostock und Greifswald, der Medizinischen Akademie Dresden und im 
Deutschen Institut für Ernährungsforschung in Potsdam- Rehbrücke For- 
schungsschwerpunkte zu den Themen „Osteoporose", „Diabetes melli- 
tus", „Bindegewebsstoffwechsel", „Arteriosklerose" und „Polyensäuren, 
Phospholipide, Antioxidantien und Ballaststoffe" mit Mitteln von insge- 
samt ca. 35,5 Mio. DM gefördert. 

Im Rahmen der seit längerem geförderten Schwerpunkte Jugendmedizin 
und Ernährungsforschung wurden bisher insgesamt ca. 12,6 Mio. DM für 
die Erforschung von Stoffwechselkrankheiten (ohne Diabetes) zur Ver- 
fügung gestellt. 

Für die Diabetesforschung wurden bisher im Rahmen verschiedener För- 
derschwerpunkte ca. 38,3 Mio. DM an Projektfördermitteln aufgewendet. 
Von den zahlreichen Institutionen, die über Diabetes mellitus forschen, 
seien beispielhaft genannt: 

- das Diabetes -Forschungsinstitut an der Universität Düsseldorf, eine 
Blaue-Liste-Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Gesundheit, 

- das Diabetes -Forschungsinstitut am Krankenhaus München- Schwa- 
bing, das aus einer Schwerpunkt-Förderung der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft (DFG) hervorgegangen ist, 

- die Diabetes- Akademie Bad Mergentheim sowie ferner das Deutsche 
Institut für Ernährungsforschung in Potsdam-Rehbrücke, ein Blaue- 
Liste -Institut im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie. 

Auch in dem kürzlich vom Kabinett verabschiedeten neuen Gesundheits- 
forschungsprogramm nimmt die Förderung zum Thema „Stoffwechsel- 
krankheiten" einen ihrer Bedeutung für die Gesundheit der Bevölkerung 
entsprechenden großen Raum ein. 
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75. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Wie setzen sich die vom Bundesministerium für 
Forschung und Technologie (BMFT) in dem 
Grundsatzpapier zur Bildungs- und Forschungs- 
politik auf 1 Mrd. DM pro Jahr bezifferten Lei- 
stungen, die den Hochschulen „durch die Nut- 
zung von Großgeräten und anderer Servicelei- 
stungen zugute kommen" im einzelnen zusam- 
men, und welche Vorstellungen bestehen seitens 
des BMFT, um künftig „die Lasten der Nutzung 
ausgewogener zu verteilen " ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 18. Mai 1993 

Die Leistungen des Bundesministeriums für Forschung und Technologie 
(BMFT), die den Hochschulen indirekt zugute kommen (Stand Umfrage 
Winter 1992/1993) lassen sich wie folgt zusammenfassen (teilweise 
Schätzzahlen) : 

- Durch Nutzung der nationalen Großgeräte bei Großforschungseinrich- 
tungen und Instituten der Blauen Liste (z. B. HERA, Forschungschiff 
Polarstern) kommen den Hochschulen jährlich ca. 300 bis 320 Mio. DM 
zugute. Investitionen wurden dabei auf einen durchschnittlichen Nut- 
zungszeitraum von zehn Jahren umgelegt. 

- Durch Serviceleistungen der Institute der Blauen Liste, der Institute der 
Max-Planck-Gesellschaft und der Auslandsinstitute des BMFT erhal- 
ten Universitäten Unterstützung in einem Schätzwert von ca. 40 Mio. 
DM. 

- Durch Vergabe von Forschungsaufträgen, Mitwirkung an Sonderfor- 
schungsbereichen und andere Kooperationsformen sowie die Beschäf- 
tigung von 4300 Doktoranden leistet der Bund über die von ihm (mit-) 
finanzierten außeruniversitären Forschungseinrichtungen Unterstüt- 
zung von 130 bis 150 Mio. DM jährlich. 

- Die jährlichen Aufwendungen, die indirekt den Hochschulen durch die 
BMFT- Finanzierung der internationalen Großgeräte (z. B. bei CERN, 
ILL, ESRF, ESO) zugute kommen, betragen rd. 280 bis 300 Mio. DM. 

- Hinzu kommt die anteilige Nutzung von Großgeräten durch Hoch- 
schuleinrichtungen, die das BMFT über Projektmittel fördert. Zu diesen 
Großgeräten zählen u. a. Forschungsschiffe (z. B. Meteor), Forschungs- 
satelliten (z. B. ROSAT), aber auch Experimentiermöglichkeiten im 
Rahmen von Weltraummissionen und Weltraumprogrammen (z. B. MIR 
'92-Mission, Mikrogravitationsexperimente). Hierdurch stehen den 
Hochschulen jährlich rd. 180 bis 200 Mio. DM BMFT-Mittel indirekt zur 
Verfügung. 

Zu der angestrebten ausgewogeneren und klareren Verantwortungs- und 
Lastenverteilung wird am Beispiel der Verbundforschung in der Antwort 
zu Frage 77 Stellung genommen. 


76. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Wie haben sich die jeweiligen Mittel für die Ver- 
bundforschung zwischen Hochschulen und Groß- 
forschungseinrichtungen gegliedert nach Wis- 
senschaftsbereichen in den einzelnen Jahren seit 
1989 entwickelt, und wie lauten die entsprechen- 
den Haushaltsansätze in der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 18. Mai 1993 

Die Entwicklung der Mittel für die Verbundforschung auf dem Gebiet der 
naturwissenschaftlichen Grundlagenforschung, d. h. für die Förderung 
von Nutzungs- und Forschungs verbünden zwischen (vorrangig) Hoch- 
schulgruppen und vom Bund finanzierten Großgeräten sowie von For- 
schungsverbünden zu neuen üb ergreifenden Themenstellungen mit an- 
wendungsorientiertem Charakter, läßt sich für die Zeit von 1989 wie folgt 
aufgliedem (in Mio. DM): 



1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

(Soll) 

Hochenergiephysik 

32,2 

27,8 

30,0 

27,8 

24,0 

Mittelenergie- und 
Kernphysik 

33,4 

34,0 

34,8 

31,9 

32,2 

Kondensierte 

Materie/Fest- 

körperforschung 

33,7 

37,0 

i 

42,1 

36,9 

33,0 

Astrophysik 

0,2 

1,2 

2,0 

3,6 

7,0 

Summe 

99,5 

100,0 

108,9 

100,2 

96,2 


In der derzeit gültigen mittelfristigen Finanzplanung sind insgesamt Mit- 
tel in der gleichen Größenordnung wie 1993 veranschlagt. Ihre Verteilung 
auf einzelne Bereiche ist noch nicht entschieden; eine stärkere Berück- 
sichtigung anwendungsnaher Themen wird dabei angestrebt. Hinzu 
kommt eine 1993 beginnende und zeitlich befristete Förderung ausge- 
wählter Themen aus anwendungsnahen Bereichen der Mathematik. 


77. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein Rückzug des BMFT aus der Förderung der 
Verbundforschung zu schwerwiegenden Ver- 
werfungen in der deutschen Forschungsland- 
schaft führen und dadurch die Leistungsfähigkeit 
der Großforschungseinrichtungen aber auch die 
Forschungsbedingungen und die Ausbildungs- 
qualität an den Hochschulen erheblich ver- 
schlechtert würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 18. Mai 1993 

Die BMFT-Förderung der Verbundforschung hat im letzten Jahrzehnt 
- auch nach dem Urteil des Wissenschaftsrates - zu einer überaus effizien- 
ten und wissenschaftlich erfolgreichen Vernetzung der Hochschulen mit 
den Großforschungseinrichtungen geführt. 

Die Bundesregierung beobachtet allerdings mit Sorge die Entwicklung 
der für eine erfolgreiche Forschung notwendigen Grundausstattung der 
Hochschulen. Sie hat dazu in den am 3. Februar 1993 verabschiedeten 
„Grundsätzen zur Bildungs- und Forschungspolitik" festgestellt: 

„Die angemessene Wahrnehmung der Forschungsaufgaben durch die 
Hochschulen ist zunehmend gefährdet. Dies beeinträchtigt die interna- 
tionale Konkurrenzfähigkeit der deutschen Forschung insgesamt. Der 
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wesentliche Grund dafür ist, daß die für die Forschung in den Hoch- 
schulen zur Verfügung stehende Grundausstattung unzureichend ist. 
Die Grundlagenforschung an den Hochschulen wird z. T. durch den 
erhöhten Lehrbedarf beeinträchtigt und ist oftmals nur durch Drittmit- 
telprojekte reahsierbar . . . Die langjährige Unterfinanzierung der 
Grundausstattung für die Hochschulforschung durch die dafür zustän- 
digen Länder macht rasche und überproportionale Anstrengungen er- 
forderlich, wenn der Nachholbedarf gedeckt werden soll. Die For- 
schungsförderung durch Drittmittel kann nur auf einer ausreichenden 
Basisfinanzierung an den Hochschulen aufbauen. " 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie beabsichtigt keinen 
Rückzug aus der Verbundforschung. Er sieht in der Förderung der Ver- 
bundforschung neben dem hohen Aufwand zum Bau und Betrieb der 
Großgeräte in den nationalen und internationalen Forschungszentren der 
Grundlagenforschung eine Chance für eine kohärente Förderpolitik in 
diesem Bereich. 

Der BMFT beabsichtigt aber, die Förderung der Verbundforschung an 
die laufende Entwicklung anzupassen, flexibler zu gestalten und zugleich 
einige Fehlentwicklungen zu korrigieren. Er strebt an, die Verbundfor- 
schungsförderung wieder verstärkt als zeitlich begrenzte Initialförderung, 
auch für neue Strukturen und neue Themen, einzusetzen. Der BMFT wird 
sich im Bereich der Großgeräte -Nutzung verstärkt auf universitäts- und 
länderübergreifende Maßnahmen konzentrieren. 

Der BMFT hat deshalb mit der Wissenschaft sowie mit den Bundesländern 
Gespräche aufgenommen mit dem Ziel einer stärkeren Konzertierung von 
Bund und Ländern in diesem Förderbereich. Es zeichnet sich dabei ab, daß 
seitens der Bundesländer und der Wissenschaft Verständnis für notwen- 
dige Korrekturen an dem Förderinstrument der Verbundforschung be- 
steht, jedoch eine Fortsetzung des Bundesengagements insgesamt als not- 
wendig angesehen wird. Ziel des BMFT ist, neben einer klareren Abgren- 
zung zur Hochschulgrundfinanzierung einen offeneren Förderwettbe- 
werb bei stärkerer Berücksichtigung auch von anwendungsorientierten 
Themen und neuen Bereichen bei der Nutzung von Großgeräten (z. B. Bio- 
logie und Medizin) zu erreichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


78. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Sind zwischenzeitlich die im Jahr 1982 gesperr- 
ten Hilfsgelder sowie weitere Zahlungen an Nica- 
ragua geleistet worden, wenn ja, in welcher 
Höhe? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 24. Mai 1993 


Im Rahmen der Finanziellen Zusammenarbeit wurde die Altzusage des 
Jahres 1982 in Höhe von 15 Mio. DM (Warenhilfe) im Jahr 1990 ausge- 
zahlt. In den Jahren 1991 und 1992 erfolgten Zusagen von insgesamt 
155 Mio. DM. 

Bei der Technischen Zusammenarbeit wurden von 1982 bis 1992 insge- 
samt 79,5 Mio. DM zugesagt. 
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79. Abgeordneter 

Ralf 
Walter 
(Cochem) 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 24. Mai 1993 

Die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland betrug 1992 = 10,86 Mrd. DM. Dieser Gesamtbetrag umfaßt 
bilaterale, nicht rückzahlbare Zuschüsse in Höhe von 5,89 Mrd. DM und 
Darlehen in Höhe von 1,44 Mrd. DM. 

Die restlichen 3,53 Mrd. DM stellen multilaterale Leistungen dar (alle Zah- 
len noch vorläufig). 

Die genannten Zahlen stellen Netto-Leistungen dar, d. h. Rückflüsse sind 
hiervon bereits abgezogen. 


Wie hoch belaufen sich die im Rahmen der Ent- 
wicklungshilfe der Bundesrepublik Deutschland 
an die Empfängerländer ausgezahlten Mittel für 
das Haushaltsjahr 1992? 


80. Abgeordneter 

Ralf 

Walter 

(Cochem) 

(SPD) 


Wie hoch belaufen sich die Rückzahlungen an 
Zinsen- und Schuldentilgung an Banken und 
staatliche Körperschaften aus den im Rahmen der 
deutschen Entwicklungshilfe geförderten Län- 
dern in die Bundesrepublik Deutschland für das 
Haushaltsjahr 1992? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 24. Mai 1993 

Die Rückflüsse ghedern sich in Kapitalrückzahlungen und Kreditzinsen. 
Die Rückzahlungen beliefen sich 1992 auf 905 Mio. DM (echte Rückzah- 
lungen). Dazu kommen 105 Mio. DM Schuldenerlasse und 66 Mio. DM 
Umschuldungen. Schuldenerlasse und Umschuldungen stellen keine 
unmittelbaren Rückflüsse dar; sie wirken sich aber als Verminderung 
unserer Forderungen an die Schuldnerländer aus. Die Aufnahme dieser 
Beträge in die Rubrik Rückzahlungen entspricht den DAC-Melderichtli- 
nien. (Dasselbe gilt für Rückflüsse aus Mischfinanzierungen, Schiffsfi- 
nanzierungen, DEG-Treuhandprojekten und KfW-Niederlassungs- und 
Technologieprogrammen in Höhe von insgesamt 923 Mio. DM.) 

Die Eingänge aus Zinszahlungen beliefen sich 1992 auf 1,05 Mrd. DM (alle 
Zahlen noch vorläufig) . 


Bonn, den 28. Mai 1993 
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